Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


ER Nr. „3. 


(Nr. 5305.) Bekanntmachung des Poſtvereins-Vertrages vom 18. Auguſt 1860. Vom 
i 24. Dezember 1860. 


Nachdem der revidirte Poſtvereins-Vertrag vom 5. Dezember 1851. durch 
die Nachtragsvertraͤge vom 3. September 1855. und vom 26. Februar 1857. 


ergaͤnzt und abgeändert worden ift, haben die Hohen Regierungen von Oeſter⸗ 


reich, Preußen, Bayern, Sachſen, Hannover, Wuͤrttemberg, Baden, Luxemburg, 
Braunſchweig, Mecklenburg⸗Schwerin, Mecklenburg⸗Strelitz, Oldenburg, Luͤbeck, 
Bremen und Hamburg, ſowie Se. Durchlaucht der Fuͤrſt von Thurn und Taxis, 
für zweckmaͤßig erachtet, die bezeichneten Verträge nebſt den Beſehluͤſſen der am 
15. Mai 1860. in Frankfurt a. M. zuſammengetretenen vierten Deutſchen Poſt⸗ 
konferenz in Einen Vertrag zuſammenfaſſen zu laſſen, und iſt demzufolge von 
den Bevollmaͤchtigten der gedachten Hohen Regierungen und Sr. Durchlaucht 
des Fuͤrſten von Thurn und Taxis der nachſtehende 


Poſtvereins-Vertrag 
vorbehaltlich der Hoͤchſten Ratifikationen verabredet worden. 


A. Grundſätzliche Beſtimmungen. 


Artikel 1. 


Der Deutſche Poſtverein bezweckt die Feſtſtellung Wie Beſtim⸗ 
mungen für die Tarirung und poſtaliſche Behandlung der Brief- und Fahrpoſt⸗ 
Sendungen, welche ſich zwiſchen verſchiedenen zum Vereine gehoͤrigen Poſtge⸗ 
bieten oder zwiſchen dem Vereinsgebiete und dem Auslande bewegen. 
Oeſterreich und Preußen gehoͤren dem Poſtvereine mit ihrem geſammten 
Staatsgebiete an. Außer dieſen wird derſelbe nur Deutſches Gebiet umfaſſen. 
Die Beſtimmungen über die internen Brief- und Fahrpoſt-Sendungen 
bleiben den einzelnen ee uͤberlaſſen. 
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Ausgegeben zu Berlin den 22. Januar 1861. 


u 


mfang und 
Zweck des Ver⸗ 
eins. 


| Artikel 2. 


Zuſammenge Der geſammte Verwaltungsbezirk einer jeden Poſtadminiſtration wird, 

ſehte Dofige auch eng e mehrere Landespoſten im Vereinsgebiete zugleich verwaltet, in 

dem Verhaͤltniſſe zu den uͤbrigen Vereins-Poſtadminiſtrationen nur als Ein 
Poſtgebiet angeſehen. 


Artikel 3. 


Vorbehalt hin. Durch den gegenwaͤrtigen Vertrag ſollen die gegenſeitigen Rechts- und 
ene bon Beſitzverhaͤltniſſe der betheiligten Poſtverwaltungen in Abſicht auf die Ausuͤbung 
Poſtrehals. von Poſtregals⸗Rechten in keiner Weiſe beruͤhrt oder in Frage geftellt werden. 
Rechken. Der Beitritt der Deutſchen Poſtverwaltungen zu dem Poſtvereine iſt für 
den Umfang der von denſelben nach dem bisherigen Beſitzſtande repraͤſentirten 

Rechte und Verhaͤltniſſe erfolgt. Sollte in Zukunft dieſer Beſitzſtand eine Aen⸗ 

derung erleiden, ſo werden die Beſtimmungen des Vertrages auf die in den 
veraͤnderten Beſitzſtand tretenden Verwaltungen nur ſo weit ausgedehnt werden, 

als daruͤber zwiſchen den betheiligten Verwaltungen befondere Einigung ges 


8 troffen wird. . 
5 Artikel 4. 
5 Sicherung und Jede zum Vereine gehoͤrige Poſtverwaltung iſt berechtigt, fuͤr ihre Kor⸗ 


mung reſpondenz jederzeit die Routen zu benutzen, welche die ſchnellſte Beförderung 

kehrs. darbieten. Dabei iſt jeder Verwaltung freigeſtellt, die innere Vereinskorreſpon⸗ 
denz uͤber anderes Vereinsgebiet ſtuͤckweiſe oder in verſchloſſenen Packeten zu 
verſenden. a a 

Bezuͤglich der Anwendung der vorſtehenden Beſtimmung auf die Kor⸗ 

reſpondenz der Hanſeſtaͤdte gelten die zwiſchen den betheiligten Poſtverwaltun⸗ 
gen auf Grund der beſtehenden Rechts verhaͤltniſſe getroffenen oder noch zu tref- 
fenden beſonderen Vereinbarungen. 


Artikel 5. 


Die Vereins-Poſtverwaltungen machen ſich gegenſeitig verbindlich, fuͤr 
moͤglichſt ſchleunige Befoͤrderung der ihnen zugefuͤhrten Korreſpondenz Sorge 
zu tragen, und falls von einer Verwaltung die Einrichtung eines Poſtkurſes 
zur Beförderung der eigenen Korreſpondenzen im Bezirke einer anderen Ver⸗ 
waltung fuͤr ſich in Anſpruch genommen wird, dieſem Erſuchen gegen Erſatz⸗ 
leiſtung der Koſten, ſoweit eine ſolche begruͤndet erſcheint, und gegen Zahlung 
ei a nachfolgenden Artikeln 15. und 16. feſtgeſetzten Tranſitgebuͤhr zu 
entſprechen. 


Artikel 6. 


Die Regierungen verpflichten ſich gegenſeitig, ſoweit es von ihnen ab⸗ 
hängt, 
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hängt, dafuͤr Sorge zu tragen, daß den Poſtverwaltungen die ungehinderte 
Benutzung der Eiſenbahnen und aͤhnlicher Verkehrsmittel überall Für die Be⸗ 


förderung der Korreſpondenz eſichert und uͤberhaupt dem wechſelſeitigen Poſt⸗ 
verkehre die Vortheile größtmöglicher Beſchleunigung gewährt werden. 


Artikel 7. 


Die Entfernungen in dem Wechſelverkehre zwiſchen den einzelnen Poſt⸗ 
vereinsgebieten werden ausſchließlich nach geographiſchen Meilen (zu 15 auf 
Einen Aequatorsgrad) beſtimmt. 


Artikel 8. 


Fuͤr alle Gewichtsbeſtimmungen in dem Wechſelverkehre der Poſtvereins⸗ 
Staaten gilt als Gewichtseinheit das Zollpfund. Daſſelbe wird vom 1. Januar 1862. 
an im geſammten Poſtvereins⸗Verkehre in 30 Loth, mit der Unterabtheilung in 
Zehntel, getheilt, ſofern nicht bis dahin von Bundeswegen eine andere Einthei⸗ 
lung des Gewichts beſchloſſen werden ſollte. 


Artikel 9. 


5 Die Zutaxirung und Abrechnung erfolgt in der Landesmuͤnze derjenigen 
Poſtbehoͤrde, welche das Porto einzieht. 

Die Staaten, in welchen eine andere Waͤhrung beſteht, als die des 
30⸗Thaler-, des 45-Gulden⸗ und des 52% Guldenfußes, werden in Beziehung 
auf die Zutaxirung und Abrechnung den Laͤndern des 30 ⸗Thalerfußes gleich⸗ 
geſtellt, und wird dabei durchgängig der Thaler in 30 Silbergroſchen eingetheilt. 

Die Saldirung der Abrechnungen im Wechſelverkehre der Vereins-Poſt⸗ 
verwaltungen geſchieht, ſofern nicht anderweitige Verſtaͤndigung beſteht, in der 
Landesmuͤnze derjenigen Poſtverwaltung, welche Saldo zu empfangen hat. 

Der hierbei in Folge von Kursdifferenzen etwa eintretende Verluſt wird 
von der zahlenden und der empfangenden Poſtverwaltung zu gleichen Theilen 
getragen. 


Artikel 10. 


Diejenige Poſtverwaltung, an welche die Poſtſendungen unmittelbar, 
d. h. ohne Beruͤhrung einer dritten Vereins-Poſtanſtalt, uͤbergeben und von 
welcher ſie in eben der Weiſe empfangen werden, uͤbernimmt auf Verlangen 
die Abrechnung und Ausgleichung mit den weiter liegenden Deutſchen Poſtver⸗ 
waltungen. 

Jeder fuͤr tranſitirende Sendungen anzurechnende Portobetrag iſt nach 
Maaßgabe des Artikels 9. in der Wahrung desjenigen Poſtgebietes anzufegen, 
fuͤr welches die betreffende Korreſpondenz zur Abgabe an den Adreſſaten oder 
ur unmittelbaren Auslieferung an das Vereinsausland beſtimmt iſt. Falls 
innerhalb dieſes Poſtgebietes verſchiedene Muͤnzwaͤhrungen beſtehen, erfolgt der 
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wicht. 
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Anſatz in der verabredeten Waͤhrung. Bei der Abrechnung wird die Verguͤtung 
nach dem wirklichen Werthe des Portobetrages geleiſtet. 


B. Briefpo ſt. 
Artikel 11. 


Gemeinschaft Die ſaͤmmtlichen nach Artikel 1. zu dem Deutſchen Poſtvereine gehörigen 
liches Porto. Staatsgebiete ftellen bezuͤglich der Briefpoſt fur die Vereinskorreſpondenz und 
Zeitungsſpedition Ein ungetheiltes Poſtgebiet dar. 
In Folge deſſen wird dieſe Korreſpondenz u. ſ. w., ohne Ruͤckſicht auf 
die Territorialgrenzen, einzig mit den verabredeten gemeinſchaftlichen Porto— 
taxen belegt. 


I. Brief verkehr. 
Artikel 12. 


F Unter Vereinskorreſpondenz iſt ſowohl die Korreſpondenz der Vereins⸗ 

front. Poſtbezirke unter ſich (innere Vereinskorreſpondenz), als auch die Wechſelkor⸗ 
reſpondenz eines Vereins⸗Poſtbezirks mit dem Auslande (außere Vereinskorreſpon⸗ 
denz) zu verſtehen, wobei es gleichviel iſt, ob die letztere nur Einen Vereinsbezirk 
oder deren mehrere beruͤhrt. “ 


a. Innere Vereinskorreſpondenz. 


Artikel 13. 


Bezug des Das Porto, welches nach den Vereinstaxen ſich ergiebt, hat jede Poſt⸗ 
Porto. verwaltung für alle Briefe zu beziehen, welche von ihren Poſtanſtalten abgeſandt 
werden, es mögen dieſe Briefe frankirt ſein oder nicht. 
Die bei der Abſendung als portofreie Korreſpondenz bezeichneten und als 
ſolche behandelten Sendungen werden am Beſtimmungsorte ohne Portoanſatz 
ausgeliefert. 


Artikel 14. 


an Fuͤr ſaͤmmtliche nur innerhalb des Vereinsgebiets ſich bewegende Korre⸗ 
orte. ſpondenz wird ein beſonderes Tranſitporto von den Korreſpondenten nicht erhoben. 


Artikel 15. 
Wannſtgebühr. Zur Regulirung des Bezuges der Tranfitgebühren treten, inſofern zwiſchen 
5 l 


Dre 


N 


den betheiligten Poſtverwaltungen nicht befondere Vereinbarungen getroffen ſind 
oder kuͤnftig getroffen werden, folgende Beſtimmungen ein: f 

a) Die Tranſitgebuͤhr wird ſowohl bei der in geſchloſſenen Packeten, als 
ſtückweiſe tranfitirenden Korreſpondenz mit 3 Silberpfennig pro Meile 
bis zu einem Maximum von 7 Pfennigen oder dem entſprechenden Betrage 
in der Landesmuͤnze pro Loth netto bemeſſen. 

p) Retourbriefe und unrichtig inſtradirte Briefe, Kreuzbandſendungen und 
Wagrenproben, ſowie die vom Porto befreiten Sendungen, werden dabei 
nicht in Anſatz gebracht, auch wenn ſie im internen Verkehr zwiſchen 
zwei Theilen eines und deſſelben Vereinsbezirks vorkommen und durch 
dazwiſchenliegendes Gebiet anderer Vereins⸗Poſtverwaltungen tranſitiren. 

c) Jede Poſtanſtalt, welche Tranfit zu leiſten hat, iſt auch zum Bezuge der 
nach Maaßgabe ihrer Tranſitſtrecke in direkter Entfernung ſich ergebenden 
Gebuͤhr berechtigt. 

d) Der Bezug eines Porto fuͤr die Befoͤrderung einer Korreſpondenzgattung 
ſchließt den einer Tranſitgebuͤhr fuͤr dieſelben Briefe aus. 

e) 52 b debe verguͤtet diejenige Poſtverwaltung, welche das Porto 
ezieht. 


Artikel 16. 


Die nach den Beſtimmungen des Artikels 15. auszumittelnden Tranſit⸗ 
gebuͤhren ſind in abgerundeten jaͤhrlichen Pauſchalſummen zwiſchen den bethei⸗ 
ligten Verwaltungen zu fixiren. 8 

Jeder Verwaltung ſteht frei, wenn fie ſolches für zweckmaͤßig halt, auf 
anderweite Ermittelung der von ihr zu zahlenden oder zu beziehenden Pauſchal⸗ 
betraͤge nach vorſtehenden Grundſaͤtzen anzutragen. 

In einem ſolchen Falle erfolgt die Zahlung waͤhrend des zur anderwei⸗ 
tigen Ermittelung erforderlichen Zeitraums nach dem bis dahin verabredeten 
Betrage; die nach der neuen Ermittelung ſich herausſtellende Differenz wird 
jedoch nachtraͤglich ausgeglichen, und zwar beginnend von dem Zeitpunkte, mit 
welchem 5 eine neue Bemeſſung begruͤndende Aenderung der Verhaͤltniſſe ein⸗ 
getreten iſt. 


Artikel 17. 


Die gemeinſchaftlichen Portotaxen fuͤr die Vereinskorreſpondenz werden 
nach der Entfernung in gerader Linie bemeſſen und betragen fuͤr den einfachen 
Brief (vergl. Artikel 18.): 


bei einer Entfernung A nn, 
err. r. Udd. Wahr. 


bis zu 10 Meilen einſchließlich. ...... 1 Sgr. oder 5 Nkr. oder 3 Kr. 
uber 10 bis zu 20 Meilen einſchließlich 2 = 10 ᷑ũ 6 
uͤber 20 Meilen o OR OR 3 2 a ine 35 9 * 


je nach der Landeswaͤhrung. 
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Vergütung der 8 


Tranſitgebühr. 


Vereinsbrief⸗ 
portotazen. 


Fuͤr den Briefwechſel zwiſchen denjenigen Orten, fuͤr welche gegenwaͤrtig 
5 g eine 
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eine geringere Taxe befteht, kann dieſe e Taxe nach dem Einverſtaͤndniſſe 
der dabei betheiligten Poſtoerwaltungen auch ferner in Anwendung kommen. 


Artikel 18. 
Gewicht des Als einfache Briefe werden ſolche behandelt, welche weniger als Ein Loth 


e 0 des Zollpfundes) wiegen. 
und Tagpro⸗ Fur jedes Loth und für jeden Theil eines Lothes Mehrgewicht iſt das 
sehen Porto für einen einfachen Brief zu erheben. 


Artikel 19. 


Heſerdenngg Paortopflichtige Briefſchaften ohne Werthangabe unterliegen bis zum Ge⸗ 
EN 11 8 5 wichte von 4 Loth ausſchließlich ohne Unterſchied des Formates durchweg der 
I: Behandlung als Briefpoft- Sendungen; ſchwerere aber bis zum Gewichte von 


2 Pfund einſchließlich nur dann, wenn es von dem 1 durch einen Bei⸗ 


ſatz auf der Adreſſe oder durch Frankirung mittelſt Marken verlangt wird. 
Was die portofreien Gegenſtaͤnde betrifft, ſo werden die im Artikel 27. 


bezeichneten Korreſpondenzen ohne Beſchraͤnkung auf ein beſtimmtes Gewicht, 


die in den Artikeln 28. und 29. aufgefuͤhrten Dienſtkorreſpondenzen aber bis 
zum Gewichte von Einem Pfund einſchließlich auch ohne ausdruͤcklichen Beiſatz 
auf der Adreſſe mit der Briefpoſt befoͤrdert. 

Außerdem find die aus dem Vereinsauslande mit der Briefpoſt einge⸗ 
henden und ihrer Natur nach zur Weiterbefoͤrderung mit der Briefpoſt geeig⸗ 
neten Sendungen, inſofern die Vorſchriften uber zollamtliche Behandlung nicht 
entgegen ſtehen, ohne Unterſchied des Gewichtes mit der Briefpoſt weiter zu be⸗ 
foͤrdern, und ſowohl hinſichtlich der Taxirung, als auch in Betreff des Porto⸗ 
bezuges als Briefpoſt⸗Sendungen zu behandeln. 


Artikel 20. 


Frankirung. Fuͤr die innere Vereinskorreſpondenz ſoll in der Regel die Vorausbezah⸗ 
lung des Porto ſtattfinden. 

Eine theilweiſe Frankirung findet weder fuͤr die Korreſponden innerhalb 

des Vereinsgebietes, noch fuͤr Briefe nach dem Auslande ſtatt, bei welchen 

eine gaͤnzliche Frankirung geſtattet iſt. a 


Artikel 21. 


Unfrankirte und Unfrankirte Briefe ſollen zwar abgeſendet werden, unterliegen jedoch 
ungenügend einem Sul la In 1 Gil rarnfehon nhor, & Nauen a a Te S 5 
nfrankiete und nrranfirte Briefe tollen zwar abgeſendet werden, unterliegen jedoch 
ſtantſeke Brief, einem Zuſchlage von 1 Silbergroſchen oder 5 Neukreuzern Oeſterr. Waͤhr. oder 
ö 3 Kreuzern Suͤdd. Wahr. fur jeden einfachen Portoſatz. 

Wenn Briefe unvollftändig mit Marken oder geſtempelten Kouverts fran⸗ 
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ER „ armer 


1 Silbergroſchen, 5 Neukreuzer Oeſterr. Währ, und 3 Kreuzer Suͤdd. Währ. 
f gleich 


r u 


Dole 


rege 

gleich gerechnet, und es iſt hiernach das Ergaͤnzungsporto ohne weitere Reduktion 
| anzuſetzen. f 
; an Zuſchlag iſt bei ſolchen ungenügend frankirten Briefen dann, wenn 
| der Werth der verwendeten Marken u. ſ. w. nicht einmal dem Betrage der ein⸗ 
fachen Portotaxe fuͤr den Brief gleichkommt, fuͤr das Geſammtgewicht des letz⸗ 
teren, in anderen Faͤllen jedoch nur fuͤr die unberichtigten Lothe (Taxſaͤtze) oder 
Theile von Lothen anzurechnen. 

Die Verweigerung der Nachzahlung des Porto gilt fuͤr eine Verweige⸗ 
rung der Annahme des Briefes. 


Artikel 22. 


Fuͤr Kreuz⸗ oder Streifbandſendungen wird im Falle der Vorausbezah⸗ Sendungen 
lung und der vorſchriftsmaͤßigen Beſchaffenheit ohne Unterſchied der Entfernung e e 
der gleichmaͤßige Satz von 4 Silberpfennigen oder 2 Oeſterr. Neukreuzern oder 
1 Kreuzer Suͤdd. Wahr. bis zum Gewichte von Einem Loth ausſchließlich un 
ferner für je Ein Loth, ſonſt aber das gewöhnliche Briefporto erhoben. . 
Bei den mit Marken ungenuͤgend frankirten Kreuz- oder Streifbandſen⸗ 
dungen wird das gewöhnliche Briefporto nebſt Zuſchlag ebenfalls nur fuͤr die 
unberichtigten Lothe oder Loththeile angeſetzt. Kreuz⸗ und Streifbandſendungen 
werden jederzeit als zur Briefpoſt gehoͤrig behandelt und taxirt, und duͤrfen 
nur bis zum Gewichte von 3 Pfund einſchließlich angenommen werden. 


Artikel 23. 


Fuͤr Waarenproben und Muſter, welche vorſchriftsgemaͤß verpackt ſind, Warenproben 
wird bis * 2 Loth ausſchließlich und ferner für je 2 Loth das einfache Brief- und Muſter. 
porto nach der Entfernung (im Falle der Nichtfrankirung nebſt Zuſchlag) er⸗ 


hoben. 
Dergleichen Sendungen ſind bis zum Gewichte von 2 Pfund einſchließlich 
als Briefpoft-Sendungen zu behandeln. 


Artikel 24. 


Fauͤr rekommandirte Briefe iſt außer dem gewöhnlichen Porto eine Re- Retommandizte 
kommandationsgebuͤhr von 2 Silbergroſchen oder 10 Oeſterr. Neukreuzern oder Briese. 
6 Kreuzern Suͤdd. Wahr. ohne Ruͤckſicht auf die Entfernung und das Ge⸗ 
wicht zu bezahlen. 5 
bet Die Rekommandationsgebuͤhr ift jederzeit zugleich mit dem Porto ein⸗ 
zuheben. 

Wenn der Abſender die Beibringung einer Empfangsbeſcheinigung des 
Adreſſaten (Retourrezepiſſe) ausdruͤcklich verlangt, ſo ſteht der abſendenden 
Poſtanſtalt frei, dafuͤr eine weitere Gebuͤhr bis zur Hoͤhe von 2 Sgr. oder 
10 ebe Neukreuzern oder 6 Kreuzern Suͤdd. Waͤhr. von dem Abſender 
| zu erheben, 

BR Die Rekommandation von Kreuzband- und Muſterſendungen iſt geſtattet. 
(Ar. 5305.) 8 Fuͤr 


Fuͤr dergleichen rekommandirte Sendungen wird nebſt dem dafuͤr feſtgeſetzten 
Porto (Art. 22. und 23.) die Rekommandationsgebuͤhr wie fuͤr Briefe erhoben, 
und es finden auf dieſelben auch im Uebrigen die fuͤr rekommandirte Briefe 
erlaſſenen Vorſchriften Anwendung. N 


Artikel 25. 


Erſaßleiſtung. Fuͤr einen abhanden gekommenen rekommandirten Brief wird, mit Aus⸗ 
nahme eines durch Krieg oder unabwendbare Naturereigniſſe herbeigefuͤhrten 
Verluſtes, dem Abſender eine Entſchaͤdigung von 14 Rthlrn. oder 21 Fl. 
Oeſterr. oder 244 Fl. Sudd. Waͤhr. geleiſtet. Das Reklamationsrecht erliſcht f 
nach Ablauf von ſechs Monaten, vom Tage der Aufgabe an. 


Dieſe Beſtimmung kommt in Anwendung fuͤr alle zwiſchen zwei Ver⸗ 
einsbezirken gewechſelten rekommandirten Briefe, ohne Ruͤckſicht auf die hin⸗ 
ſichtlich der Erſatzleiſtung in den einzelnen Bezirken etwa beſtehenden abweichen⸗ 
den Vorſchriften. | 


Dem Abſender gegenüber liegt die Erſatzpflicht derjenigen Poſtverwaltung 
ob, in deren Bezirke der Brief aufgegeben worden iſt. Wenn eine Poſtver⸗ 
waltung fuͤr einen erweislich nicht in ihrem Bezirke verloren gegangenen Brief 
dem Abſender Erſatz geleiſtet hat, ſo iſt ſie ſofort von derjenigen 5 0 
zu entſchaͤdigen, welche die Sendung von ihr übernommen hat. Dieſe letztere 
Verwaltung iſt befugt, in gleicher Weiſe ihren Regreß gegen die naͤchſtfolgende 
Verwaltung zu nehmen und ſo fort. Den Schaden traͤgt ſchließlich diejenige 
Verwaltung, welche weder die richtige Beſtellung, noch auch die Ueberlieferung 
an eine andere Poſtverwaltung nachweiſen kann. 


Fuͤr Verluſte, welche auf dem Transporte durch eine dem Vereine nicht 
angehörige Befoͤrderungsanſtalt eintreten, findet ein Erſatzanſpruch, den Ver⸗ 
eins⸗Poſtverwaltungen gegenuͤber, nicht ſtatt. Dagegen haben bei diesfallſigen 
Reklamationen zunaͤchſt diejenigen Poftverwaltungen, von welchen die Sendun⸗ 
gen unmittelbar dem Auslande zugefuͤhrt worden ſind, den Abſender zu ver⸗ 
treten, und demſelben, falls ihre Bemuͤhungen erfolglos bleiben ſollten, alle 
vorliegenden Mittel (Urkunden uͤber die Ablieferung der Sendung u. ſ. w.) an 
die Hand zu geben, welche ihn in den Stand ſetzen koͤnnen, ſeine Anſpruͤche 
der auslaͤndiſchen Befoͤrderungsanſtalt gegenuber ſelbſt weiter zu verfolgen. 

a Ein Erſatzanſpruch für nicht rekommandirte Briefe findet gegenuͤber den 
Poſtverwaltungen nicht ſtatt. 


3 
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Artikel 26. 


Beſtellung durch Briefe aus den Vereinsbezirken, auf welche der Verſender das ſchrift⸗ 
Erpreſſen. liche Verlangen geſetzt hat, daß ſie durch einen Expreſſen zu beſtellen ſind, 
muͤſſen von allen Poſtanſtalten des Vereinsgebietes ſogleich nach der Ankunft 
den Adreſſaten beſonders zugeſtellt werden. 
Dergleichen Expreßbriefe muͤſſen jederzeit rekommandirt fein. 
Sur jeden am Orte der Abgabe = Poftanftalt zu beftellenden Expreßbrief 
ift 
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tft eine Beſtellgebuͤhr von 3 Silbergroſchen oder 15 Oeſterr. Neukreuzern oder 
9 Kreuzern Suͤdd. Waͤhr. zu entrichten. 22 f 
Fuͤr die außerhalb des Ortes der Abgabe-Poſtanſtalt zu beſtellenden 
! Expreßbriefe find außer dem dafür dem Boten zu zahlenden Lohn 3 Silber: 
roſchen oder 15 Oeſterr. Neukreuzer oder 9 Kreuzer Suͤdd. Wahr, für die 
Beſchaffung des Boten zu erheben. 
| Die vorftehenden Gebühren und der Botenlohn für die erpreffe Beſtellung 
ſind jederzeit zugleich mit dem Porto einzuheben. 

Die Gebühren und den Botenlohn bezieht die e 

Fuͤr verſpaͤtete Befoͤrderung oder Beſtellung eines Expreßbriefes leiſtet die 
Poſtbehoͤrde keine Entſchaͤdigung. 


Artikel 27. 


Die Korreſpondenz ſaͤmmtlicher Mitglieder der Regentenfamilien der Portofreiheiten. 
Poſtvereins-Staaten, ſowie des Fuͤrſtlichen Hauſes Thurn und Taxis, wird in 
dem ganzen Vereinsgebiete ohne Beſchraͤnkung auf ein beſtimmtes Gewicht 
portofrei befoͤrdert. a 


Artikel 28. 


Ferner werden im Vereinsgebiete bis zum Gewicht von Einem Pfund ein⸗ 
ſchließlich gegenſeitig portofrei befoͤrdert die Korreſpondenzen in reinen Staats⸗ 
Dienſtangelegenheiten (Offizialſachen) von Staats- und anderen oͤffentlichen 
Behoͤrden des einen Poſtgebietes mit ſolchen Behoͤrden eines anderen, wenn ſie 
in der Weiſe, wie es in dem Poſtbezirke der Aufgabe fuͤr die Berechtigung zur 
Portofreiheit vorgeſchrieben iſt, als Offizialſache bezeichnet und mit dem Dienſt⸗ 
ſiegel verſchloſſen ſind, auch auf der Adreſſe die abſendende Behoͤrde ange⸗ 
geben iſt. i i 
f Dem amtlichen Schriftenwechſel in Deutſchen Bundes angelegenheiten ſteht 
innerhalb des Gebietes des Deutſchen Poſtvereins die Portofreiheit bis zum 
Gewichte von Einem Pfunde einſchließlich zu, inſofern die Sendungen zwiſchen 
öffentlichen Behörden ſtattfinden, mit amtlichem Siegel verſchloſſen und mit der 

durch die Unterſchrift eines Beamten beglaubigten Bezeichnung verſehen ſind: 
„Deutſche Bundesangelegenheit.“ 


Artikel 29. 


Bis zum Gewicht von Einem Pfund einſchließlich werden die dienſtlichen 
Korreſpondenzen der Poſtbehoͤrden und Poſtanſtalten unter ſich und an Privat⸗ 
perſonen, ferner die amtlichen Laufſchreiben der Poſtanſtalten unter ſich gegen⸗ 

ſeitig portofrei gelaſſen. Laufſchreiben von Privatperſonen muͤſſen nach dem 
Briefpoſt⸗Tarif frankirt werden. Ergiebt ſich, daß die Reklamation durch die 
Schuld eines Poſtbeamten herbeigeführt worden iſt, ſo muß der Schuldige auf 
Begehren das Porto erſtatten. 


Jahrgang 1861. (Nx. 5305.) 5 Ar⸗ 


Unrichtig gelei⸗ 
tete Briefe. 


Unbeſtellbare 
Briefe. 


Reeklamirte 
Briefe. 
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Artikel 30, 


Briefe aus dem Heimathlande an die im aktiven Dienfte ſtehenden Sol⸗ 
daten vom Feldwebel (Wachtmeiſter) abwaͤrts, welche zu Bundeszwecken außer⸗ 
halb des Staates, welchem ſie dienen, dislozirt ſind, werden im Wechſelver⸗ 
kehre der Vereinsſtaaten bis zum Gewichte von vier Loth ausſchließlich porto— 
frei befoͤrdert. 


Die von den Soldaten abgeſandten Briefe unterliegen der gewoͤhnlichen 


Portozahlung. 


Artikel 31. 
Um in Bezug auf Portofreiheit die wuͤnſchenswerthe Gleichförmigkeit 


zu erlangen, ſoll fuͤr den inneren Verkehr als allgemeiner Grundſatz gelten, 


daß außer den Sendungen der Allerhoͤchſten und Hoͤchſten Perſonen nur dieje⸗ 
nigen der Behörden in reinen Staatsdienſt⸗Angelegenheiten Anſpruch auf Por⸗ 
tofreiheit haben. 


Portofreiheits-Bewilligungen fuͤr andere Sendungen ſollen moͤglichſt ver⸗ 


mieden werden. Die fuͤr Privatperſonen, Vereine u. ſ. w. fruͤher bewilligten 
Portofreiheiten ſollen aufgehoben oder doch ſo weit als moͤglich beſchraͤnkt 


werden. ö 
Artikel 32. 


Briefe, welche irrig inſtradirt worden, ſind ohne Verzug an den wahren 
Beſtimmungsort zu befoͤrdern, woſelbſt nur dasjenige Porto zu erheben iſt, 
welches ſich bei richtiger Inſtradirung ergeben haͤtte. > 


Artikel 33. 


Bei den unanbringlichen Briefpoft= Sendungen iſt für die Ruͤckſendung 
kein Porto anzuſetzen, und werden dieſelben, wenn ſie bei der Aufgabe frankirt 
worden find, ohne Anrechnung eines Porto der Aufgabe-Poſtanſtalt zuruͤckge⸗ 
ſandt. Waren dieſelben unfrankirt aufgegeben, ſo wird von der Poſtanſtalt 
des Beſtimmungsortes das für die Hinſendung angeſetzt geweſene Porto in dem: 
ſelben Betrage und in derſelben Waͤhrung zuruͤckgerechnet, wie daſſelbe ange⸗ 
ſetzt geweſen iſt, wogegen die Poſtanſtalt, an welche dieſelben zuruͤckgelangen, 


berechtigt iſt, das ganze Porto fuͤr die Hinſendung zu Gunſten der eigenen Poſt⸗ ; 


kaſſe einheben zu laſſen. 


Artikel 34. 


Briefe, welche den Adreſſaten an einen anderen als den urſpruͤnglich auf 5 
der Adreſſe bezeichneten Beſtimmungsort nachgeſendet werden ſollen (reklamirte 


Briefe) 


er 
ee TR 
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Briefe), werden wie ſolche behandelt und taxirt, die an dem Orte, von wo die 
Nachſendung erfolgt, nach dem neuen Beſtimmungsorte aufgegeben werden, 
wobei jedoch nur die Taxe fuͤr frankirte Briefe ohne Zuſchlag in Anwendung 
ö zu kommen hat. Das fruͤher dafuͤr angeſetzte vereinslaͤndiſche oder ſonſtige 
Porto wird als Auslage in i gebracht. Eine Ausnahme hiervon 
tritt jedoch alsdann ein, wenn die Nachſendung vom erſten Beſtimmungsorte 
unmittelbar nach dem Aufgabeorte erfolgt, in welchem Falle die gleiche Be⸗ 
handlung wie bei den unanbringlichen Briefen (Artikel 33.) einzutreten hat. 


Fuͤr reklamirte Briefe, deren Zuſtellung an die Adreſſaten nicht bewirkt 
werden kann, und die daher an die Aufgabeorte zuruͤckzuleiten ſind, duͤrfen der 
Poſtanſtalt, von welcher dieſelben eingelangt ſind, nur diejenigen Gebuͤhren in 
Anrechnung gebracht werden, welche von dieſer bei der Auslieferung an die 
ruͤckſendende Poſtanſtalt angerechnet worden ſind. 


Nachzuſendende rekommandirte Briefe werden auch bei der Nachſendung 
als rekommandirt behandelt. Eine nochmalige Erhebung der Rekommandations⸗ 
gebuͤhr findet dabei nicht flat, 


Bei Nachſendung von Kreuzbaͤnden und Waarenproben wird in gleicher 
Weiſe wie bei Briefen verfahren und die für jene Gegenftände feſtgeſetzte er⸗ 
maͤßigte Taxe angewendet. 


nnn 


Artikel 35. 


Außer den in den vorſtehenden Artikeln ausdruͤcklich ſtipulirten Taxen Aufhebung der 
dürfen für die Befoͤrderung der inneren Vereinskorreſpondenz keinerlei weitere nch ehren 
Gebühren erhoben werden, und es iſt ausnahmsweiſe nur bezuglich der Beſtell⸗ ihren, 
gebuͤhr denjenigen Poſtadminiſtrationen, bei welchen eine ſolche noch beſteht, 
uͤberlaſſen, dieſelbe vorläufig fortzuerheben. Dieſe Gebühr ſoll jedoch über ihren 
dermaligen Betrag keinenfalls erhoͤht werden, vielmehr werden die betreffenden 
Verwaltungen darauf Bedacht nehmen, ſie nach Thunlichkeit ganz aufzuheben 
oder doch zu ermaͤßigen. 


Der Erſatz bagrer Auslagen für außerordentliche Beſorgungen iſt nicht 
ausgeſchloſſen. . N 


b. Korreſpondenz mit fremden Laͤndern. 


Artikel 36, 


Die Vereinskorreſpondenz mit dem Auslande unterliegt derſelben Be⸗ 
handlung, wie die innere Vereinskorreſpondenz. Dabei tritt diejenige Poſtanſtalt 
an der Grenze, wohin die Korreſpondenz nach dem Vereinsgebiete unmittelbar 
gelangt, in das Verhaͤltniß eines Aufgabeamtes, und diejenige, wo fie auszu⸗ 
treten hat, in das eines Abgabeamtes. 
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Die Vortheile dieſes Verhältniſſes koͤnnen an hinterliegende Poſtverwal⸗ 1 


tungen gegen Entſchaͤdigung abgetreten werden. i 

Diejenigen Deutſchen Grenz⸗Poſtverwaltungen, durch deren Gebiete ſchon 
jetzt geſchloſſene Packete ruͤckwaͤrts liegender Poſtverwaltungen tranſitiren, ver⸗ 
pflichten ſich, dieſen Durchzug auch kuͤnftig wahrend der Dauer des Mereing- 
vertrages zu geſtatten. 8 85 

Eine geringere Entſchaͤdigung, als das Vereinsporto, kann dabei im 
Wege beſonderer Vereinbarung feſtgeſetzt werden. 

Der im Artikel 21. erwaͤhnte Portozuſchlag fuͤr nicht frankirte Briefe 
bleibt bei der Korreſpondenz mit dem Auslande außer Anwendung. 

Deutſche Poſtbezirke, welche dem Deutſchen Poſtvereine nicht angehoͤren, 
werden zum Auslande gerechnet, und es finden auf den Poſtverkehr mit den- 
ſelben alle Beſtimmungen Anwendung, welche für den Poſtperkehr mit den 
außerdeutſchen Staaten gelten. 


Artikel 37. 


Fuͤr ſolche Korreſpondenz zwiſchen einem Vereins- und einem fremden 
Staate, welche durch das Gebiet einer Vereins⸗Grenzpoſtoerwaltung zur Zeit 
in verſchloſſenen Packeten tranſitirt, ſoll es während der Dauer der gegenwaͤrtig 
zwiſchen der Vereins-Poſtverwaltung, welche die Tranſitleiſtung in Anſpruch 
nimmt, und dem betreffenden fremden Staate beſtehenden Vertraͤge, vorbehaltlich 
anderweiter beſonderer Verſtaͤndigung, bei der Zahlung der gegenwaͤrtig fuͤr den 
Tranſit uͤber das Gebiet der Grenzpoſtverwaltung ausbedungenen Tranfitporto- 
ſaͤtze verbleiben. i N 


Artikel 38. 


Die Korreſpondenz zwiſchen fremden, dem Poſtvereine nicht angehoͤrigen 
die e wird beim NE durch in Mitte liegende Vereins⸗Poſtbezirke 
wie die Vereinskorreſpondenz behandelt. Die Vertragsverhaͤltniſſe zwiſchen den 
fremden Staaten und denjenigen Vereinsverwaltungen, welche mit ihnen in di⸗ 
rektem Verkehre ſtehen, ſollen dabei der freien ereinbarung der betheiligten 
Poſtverwaltungen uͤberlaſſen bleiben. Inſoweit auf Grund der mit fremden 
Staaten beſtehenden Poſtvertraͤge von dieſen an Tranſttporto fuͤr die in Mitte 
liegenden Vereinsverwaltungen ein hoͤherer Betrag verguͤtet wird, als zufolge 
des gegenwaͤrtigen Vertrages den letzteren von der Grenzpoſtverwaltung dafuͤr 
zu zahlen bleibt, ſollen diejenigen Poſtoerwaltungen, welche ſolchen Tranſit ge⸗ 
währen, für den Verluſt, den fie durch Ermaͤßigung des Tranſitporto erleiden, 
von der Grenzpoſtanſtalt in dem Maaße entſchaͤdigt werden, als dieſe durch die 
Ermäßigung des Tranſitporto einen Vortheil erreicht. 


Artikel 39. 


Bei dem Abſchluſſe neuer Poſtvertraͤge mit fremden Staaten iſt Folgen⸗ 
des maaßgebend: | = f ſt Folg 
a) Die 


— een 


5 


a) Die Bertraͤge find nach dem Grundſatze vollftändiger Reziprozitaͤt abzu⸗ 


ſchließen. 

5h) Die den Vertrag abſchließende Vereins-Poſtverwaltung tritt, fo weit 
ſie den Poſtverkehr anderer Vereinsverwaltungen, welche mit dem frem⸗ 
den Staate in keinem direkten Kartenwechſel ſtehen, vermittelt, bei dem 
Vertragsabſchluſſe als Bevollmaͤchtigter des Vereins auf. ö 


c) In der Regel haben die Beſtimmungen des Vereinsvertrages über den 


— 


Tarif und Portobezug, ſoweit es ſich um den Deutſchen Portoantheil 


handelt, auf die geſammte Vereinskorreſpondenz Anwendung zu finden. 
Erſcheint es in einzelnen Faͤllen beſonderer Verhaͤltniſſe wegen nothwen⸗ 
dig oder dem Intereſſe des Deutſchen Poſtverkehrs entſprechend, von 
jenen Beſtimmungen e ſo kann dies nur mit Zuſtimmung von 
drei Viertheilen ſaͤmmtlicher Vereins-Poſtverwaltungen geſchehen. Die 
in der Minoritaͤt gebliebenen Vereinsverwaltungen behalten den Anſpruch 
auf den Bezug des ihnen nach dem Vereinsvertrage gebuͤhrenden Porto. 
Dagegen findet die zu bedingende Porto-Ermaͤßigung auf die Korreſpon⸗ 
denz derſelben nicht Anwendung; ebenſowenig haben ſie Anſpruch auf 


Theilnahme an den durch die Porto-Ermaͤßigung ſonſt zu erwirkenden 


Vortheilen. 


d) Außer dem unter c. gedachten Falle darf weder fir den Bezirk der den 
Vertrag ſchließenden, noch für den einer anderen Vereins⸗Poſtverwaltung 


eine andere, als die fuͤr den geſammten Verein guͤltige Verabredung ge⸗ 


troffen werden, und es duͤrfen weder die eigenen Portoſaͤtze der kontra⸗ 
hirenden Verwaltung, noch die fremden hoͤher oder niedriger normirt, 
noch auch andere, den uͤbrigen Vereinsverwaltungen nicht zukommende 
Beguͤnſtigungen bedungen werden. 


e) Die Verabredungen uͤber das Porto zwiſchen ſolchen Grenzorten, welche 
nicht mehr als etwa fuͤnf Meilen von einander entfernt liegen, ferner uͤber 
Poſtoerbindungen, Kartenſchluͤſſe und alle reinen Manipulationsfragen, 
bleiben dem Ermeſſen der den 7 0 ſchließenden Poſtverwaltung in⸗ 
ſofern uͤberlaſſen, als alle dieſe Verabredungen ſich lediglich auf ihren 
eigenen Poſtbezirk beziehen. 


) Den Vertragen iſt in keinem Falle eine längere Dauer als dem Vereins⸗ 
vertrage zu geben. Wenn Verträge mit fremden Staaten vor Ablauf 
des Vereinsvertrages ihr Ende erreichen, ſo duͤrfen die neuen Vertraͤge 
nur kuͤndbar von Jahr zu Jahr abgeſchloſſen werden, Falls zwiſchen 
anderen Vereinsverwaltungen und demſelben fremden Staate Poſtver⸗ 
träge beftehen, deren Ablaufstermin ſpaͤter eintritt. 


8) Wenn mehrere Vereinsverwaltungen mit einem und demſelben fremden 
Lande in unmittelbarem Poſtverkehr ſtehen oder in ſolchen eintreten 
wollen, ſo hat jede dieſer Verwaltungen, welche mit dem fremden Staate 
einen Vertrag abzuſchließen beabſichtigt, davon den mit demſelben frem⸗ 
den Staate in Vertragsverhaͤltniſſen ſtehenden Vereins⸗Poſtverwaltungen 
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zum Behufe wechſelſeitiger Verſtaͤndigung vorlaͤufig Mittheilung zu machen. 
Jede der hier in Rede ſtehenden Vereinsverwaltungen hat zwar ihren 
Vertrag ſelbſtſtaͤndig abzuſchließen, bei den vorläufigen Verabredungen 
ift aber in allen Beziehungen, welche die Geſammtheit des Vereins be⸗ 
treffen, genau an die obigen Beſtimmungen ſich zu halten, und bei dem 
Eintritte des unter c. erwähnten Falles die vorlaͤufige Vereinbarung mit 
den uͤbrigen Verwaltungen im Poſtvereine zu erwirken. 


h) Alle neuen Vertraͤge ſind noch vor deren Ausfuͤhrung ſaͤmmtlichen Ver⸗ 


eins⸗Poſtverwaltungen zur Kenntniß mitzutheilen, ſoweit deren Intereſſe 


dabei betheiligt iſt. 


II. Zeitungsverkehr. 
Artikel 40. 


Allgemeine Be: Die Vereins-Poſtanſtalten beſorgen die Annahme der Praͤnumeration auf 
immung. die im Vereinsgebiete ſowohl, als die im Auslande erſcheinenden Zeitungen und 
Journale, ſowie deren Verſendung und Abgabe an die Praͤnumeranten. 


Artikel 41. 


Vereinslän⸗ Die Beſtellung der in einem anderen Vereinsſtaate erſcheinenden Zeitun⸗ 
ae wache im gen und Journale hat bei denjenigen Poftverwaltungen zu geſchehen, in deren 
Vekenegebiee Gebiet der Verlagsort gelegen iſt. Die Vereinsverwaltungen haben einander 
backed wer die einzelnen Poſtanſtalten zu bezeichnen, bei welchen die Beſtellung erfolgen kann. 

Zeitungspreis- und Debits-Veraͤnderungen jeder Art werden die Poſt⸗ 
hellen moͤglichſt bald und in kurzen regelmaͤßigen Terminen einander 
mittheilen. 


Die Verſendung hat thunlichſt direkt zu erfolgen. 
Artikel 42. 


Die Beſtellung kann in der Regel nicht auf einen kuͤrzeren Zeitraum als 


ein Vierteljahr erfolgen; ausnahmsweiſe kann jedoch in beſonderen Faͤllen auch 
auf eine kuͤrzere Zeit abonnirt werden. Uebrigens find hierbei die Verlags 
bedingungen zunaͤchſt maaßgebend. 


Um auf den Empfang aller vom Beginne des Praͤnumerationstermins 

an erſcheinenden Blaͤtter rechnen zu koͤnnen, haben die Beſtellungen ſo zeitig zu 

erfolgen, daß die Poſtanſtalt des Abſendungsortes dieſelben vor dem gedachten 
Termine erhaͤlt. 


Artikel 43. 


Wird bei dem Empfang eines Zeitungspackets ein Abgang an den be⸗ 
ſtellten 
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ſtellten Blaͤttern wahrgenommen, ſo iſt das Fehlende von der abſendenden Poſt⸗ 
anſtalt nachzuliefern, und zwar koſtenfrei, wenn der Abgang mit umgehender 


Poſt angezeigt wird, im anderen Falle aber gegen Erſatz der vom Verleger in 
Anſpruch genommenen Verguͤtung. 


Artikel 44. 


Fuͤr die Spedition der im Vereinsgebiete erſcheinenden Zeitungen und 
Journale zwiſchen den Vereins⸗Poſtanſtalten wird eine gemeinſchaftliche Gebuͤhr 
in Gemaͤßheit des Artikels 45. erhoben und unter der beſtellenden und der 
abſendenden Poſtanſtalt halbſcheidig getheilt. i 


Ein Zuſchlag fuͤr das Tranſitiren durch ein drittes Vereins-Poſtgebiet 
findet nicht ſtatt. Sollte aber die aus einem Vereinsgebiete in ein anderes 
Vereinsgebiet beftimmte Sendung durch ein fremdes, zum Vereine nicht gehö- 
riges Poſtgebiet tranfitiren, fo iſt die an die fremde Poſtverwaltung zu ent⸗ 
richtende Tranſitgebuͤhr als Auslage neben der vereinslaͤndiſchen Speditions⸗ 
gebuͤhr in Aufrechnung zu bringen. 


Artikel 45. 


Die Gebuͤhr fuͤr die Spedition vereinslaͤndiſcher Zeitungen und Journale 
wird ohne Ruͤckſicht auf die Entfernung, in welcher die Verſendung erfolgt, 
dahin beſtimmt: 


1) fuͤr politiſche Zeitungen, d. h. fuͤr ſolche, welche fuͤr die Mittheilung 
politiſcher Neuigkeiten beſtimmt ſind, betraͤgt die gemeinſchaftliche Spe⸗ 
ditionsgebuͤhr funfzig Prozent von dem Preiſe, zu welchem die verſen⸗ 
dende Poſtanſtalt die Zeitung von dem Verleger empfaͤngt (Nettopreis), 
jedoch ſoll die Speditionsgebuͤhr jaͤhrlich betragen: 


a) bei Zeitungen, welche wöchentlich ſechs- oder mehrmal erſcheinen, 
wenigſtens 2 Rthlr. oder 3 Gulden Oeſterr. Wahr. oder 3 Fl. 
30 Kreuzer Suͤdd. Waͤhr. und hoͤchſtens 6 Rthlr. oder 9 Gulden 
Oeſterr. Wahr. oder 10 Fl. 30 Kreuzer Suͤdd. Waͤhr., 


b) bei Zeitungen, welche weniger als ſechsmal in der Woche erſcheinen, 
wenigſtens 1 Rthlr. 10 Sgr. oder 2 Gulden Oeſterr. Wahr, oder 
2 Fl. 20 Kreuzer Suͤdd. Waͤhr. und hoͤchſtens 4 Rthlr. oder 
6 Gulden Oeſterr. Waͤhr, oder 7 Fl. Suͤdd. Waͤhr.; 


2) fuͤr nicht politiſche Zeitungen und Journale betraͤgt die Speditionsgebuͤhr 
durchweg und ohne Beſchraͤnkung auf ein Minimum oder Maximum 
fuͤnfundzwanzig Prozent des Nettopreiſes, zu welchem die abſendende 
Poſtanſtalt die Zeitſchrift von dem Verleger bezieht. 


Ob eine Zeitung als eine politiſche oder als eine nicht politiſche zu 
betrachten ſei, hat die Poſtverwaltung desjenigen Poſtgebiets zu entſcheiden, in 
welchem der Verlagsort gelegen iſt. 

(Nr. 5305.) : Ar⸗ 


Artikel 46. 


Eine Ermäßigung der in dem vorſtehenden Artikel bezeichneten Spedi⸗ 
tionsgebuͤhren, wenn im 5 Falle beſondere Gründe dafür ſprechen, iſt 
0 


dem Uebereinkommen der betheiligten Poſtverwaltungen überlaffen. 


Artikel 47. 


Die in Artikel 45. ſtipulirte gemeinſchaftliche Speditionsgebuͤhr begreift 
nicht auch die en der Zeitſchriften in die Wohnungen der Beſteller in 
ſich, vielmehr ſteht der Abgabe-Poſtanſtalt frei, für dieſe Ablieferung eine ange⸗ 
meſſene Beſtellgebuͤhr zu erheben, jedoch in keinem hoͤheren, als dem bereits 
beſtehenden Betrage. 5 5 


Artikel 48. 


Die beftellende Poſtanſtalt hat an diejenige Poſtanſtalt, von welcher ſie 


eine Zeitung oder ein Journal bezieht, den betreffenden Betrag nach Eingang 
und Richtigſtellung der Rechnung unverzüglich zu berichtigen. ö 


Artikel 49. 


Wenn eine Zeitſchrift vor Ablauf der Zeit, fuͤr welche praͤnumerirt wurde, 
zu erſcheinen aufhört oder verboten wird, fo iſt dem Abonnenten für die Zeit, 
in welcher die Lieferung nicht erfolgt, neben der entſprechenden Rate der Spe⸗ 
ditionsgebuͤhr der vorausbezahlte Preis, ſoweit er von dem Verleger zum Erſatz 
gebracht werden kann, zuruͤckzuerſtatten. 


Artikel 50. 


Verlangt ein Abonnent die Nachſendung einer Zeitſchrift an einen anderen, 
als den Ort, für welchen er die Beſtellung gemacht hat, fo hat dieſe Nachſen— 
dung (nach der Wahl des Abonnenten) von der Poſtanſtalt des Beſtellungs⸗ 
oder des Verlagsortes zu erfolgen, und haben die betreffenden Poſtanſtalten 
ſich hieruͤber die erforderliche amtliche Mittheilung zu machen. Fuͤr die Nach⸗ 


ſendung der Zeitung nach einem in einem anderen Vereinsbezirke gelegenen Orte 


entrichtet der Beſteller bis zum Schluſſe des Abonnementstermins zu Gunften 
derjenigen Poſtanſtalt, bei welcher die Beſtellung durch ihn zuerſt erfolgt iſt, 


ſowie derjenigen, welche die Zeitung bei der Nachſendung zu diſtribuiren hat, 


eine zwiſchen beiden gleichmäßig zu theilende Gebuͤhr von 10 Silbergroſchen 
oder 50 Kreuzern Oeſterr. Wahr. oder 35 Kreuzern Suͤdd. Wahr. 


NEE 
3 
N; 


ER |) 


Artikel 51. 


Die Behandlung der auslaͤndiſchen und der nach dem Auslande beſtimmten e 
vereinsländiſchen Zeitungen richtet ſich nach vorſtehenden Beſtimmungen IN ene 
der Weiſe, daß die betreffende Grenz- Poſtanſtalt, bei welcher die Zeitungs- ftinmte bererrs⸗ 
beftellung erfolgt, als Verlags⸗ und reſp. Abgabeort angeſehen wird. Als A 
Nettopreis wird hierbei der Einkaufspreis angenommen. 


Der Zeitungsverkehr eines an das Ausland grenzenden Vereins⸗Poſtbezirks 
mit dem Auslande hat nicht als Vereinsverkehr zu gelten, und iſt deshalb den 
vorſtehenden Beſtimmungen an ſich nicht unterworfen. 


GF a her po ſt⸗ 
Artikel 52. 
Die ſaͤmmtlichen Vereins- Poſtbezirke ſtellen auch bezuͤglich der Vereins⸗ Gemeinfcaft 


Fahrpoſtſendungen ohne Ruͤckſicht auf die Gebietsgrenzen Ein ungetheiltes „ 
Poſtgebiet dar. 


* 


Artikel 53. 


Vereins-Fahrpoſtſendungen ſind ſolche Fahrpoſtſendungen, bei denen der ee 
Aufgabeort und der Beſtimmungsort in verſchiedenen Vereins⸗Poſtbezirken liegen. By 


Bei Sendungen aus und nach fremden, zum Deutſchen Poſtvereine nicht 
gehörenden Staaten wird dasjenige Poſtgebiet, welchem die Sendung unmittelbar 
vom Auslande zugeht, als Poſtgebiet des Aufgabeortes, und dasjenige Poſt⸗ 
gebiet, von welchem die Sendung unmittelbar an das Ausland ausgeliefert 
wird, als Poſtgebiet des Beſtimmungsortes angeſehen. 


Fahrpoſtſendungen, welche in unmittelbarem Wechſelverkehre zwiſchen einer 
Grenz⸗Poſtverwaltung und dem Vereinsauslande vorkommen, gehoͤren nicht zu 
den Vereinsſendungen. f 


Artikel 54. 


Dias Porto für alle im Vereinsverkehre vorkommenden Fahrpoſt⸗Sendungen Portobereh⸗ 
wird nach der geradlinigen Entfernung zwiſchen Abgangs⸗ und Beſtimmungsort, weg. 
ohne Ruͤckſicht auf die Spedition, in Einer Summe berechnet. i 


Artikel 55. 


f Die Entfernungen bis einſchließlich zwanzig Meilen werden unmittelbar deſſezung her 
von Ort zu Ort gemeſſen. g ee 
Jahrgang 1861. (Nr. 5805.) 6 Bei 


Fahrpoſttarif. 


Gewichtporto. 


Minimalſaͤtze 
des Gewicht⸗ 
porto. 


ie — 42 — s 

Bei größeren Entfernungen erfolgt die Meſſung nach den Mittelpunkten 
von Quadraten, deren Seiten je einer Laͤnge von vier Meilen entſprechen. 

Alle in demſelben Quadrate gelegenen Orte haben die Taxe des Mittel 
punktes. 

Die von Quadratſeiten durchſchnittenen Poſtorte werden dem oſtlich, 
ſuͤdlich oder ſuͤdoͤſtlich angrenzenden Quadrate zugezaͤhlt. 

ur den Vereins⸗Fahrpoſtverkehr mit dem Vereinsauslande gelten hin⸗ 

ſichtlich der Meſſung und der Berechnung der Taxen die in den Vertraͤgen 


vereinbarten Grenzpunkte, beziehungsweiſe die Mittelpunkte der Quadrate, in 
welchen dieſelben liegen. 


Artikel 56. 


Fuͤr jede Fahrpoſt⸗Sendung wird ein Gewichtporto, und bei Sendungen 
mit deklarirtem Werthe außerdem ein Werthporto berechnet. 


Artikel 57. 


Das Gewichtporto beträgt für jedes Pfund auf vier Meilen 5 Silber⸗ 
groſchen. 
Ueberſchießende Pfundtheile werden für ein volles Pfund, uͤberſchießende 
Meilen fuͤr volle vier Meilen gerechnet. 

Das Porto wird in der Muͤnzwaͤhrung des Poſtbezirks berechnet, in 
welchem daſſelbe zur Erhebung kommt. 

Die nach Maaßgabe der vorſtehenden Taxbeſtimmungen in Silbergroſchen 
ausgerechneten Wortofäge werden in Poſtgebieten mit anderer Währung möglichft 
genau nach den gegenſeitig mitzutheilenden Reduktionstabellen auf die Erhebungs⸗ 
muͤnze reduzirt. Taxbruchtheile werden auf 4 Silbergroſchen reſp. 1 Kreuzer 
oder den entfprechenden Betrag in der Landesmuͤnze erhöht. 


Artikel 58. 


bob Als Minimum des Gewichtporto wird für die geſammte Taxirungsſtrecke 

erhoben: b 

Oeſterr. Währ. Süd. Währ. 
. 


bis einſchließlich 8 Meilen: 2 Sgr. = 10 Neukr. = 
über 8 — s „ 4 — 
r r 
2 24 —.— 32 4 5 2 — 25 2 — 18 6 
2 32 x 0 „552 
Für Sendungen bis einſchließlich 4 Pfund wird auf Entfernungen bis 


einſchließlich 4 Meilen das Minimalporto mit 12 Silbergroſchen oder 7 Neu⸗ 
kreuzern Oeſterr. Wahr, oder 5 Kreuzern Suͤdd. Wahr. erhoben. | 
Ars 


ee 


Artikel 59. : 
Das Werthporto beträgt: Werthporte. 


bis einſchließlich über 50 —100 Rthlr.] für jede weitere 
50 Rihlr. 75 Fl. > 75— 150 Fl. 100 dbl — 150 
Det. W. 872 fl. Deter. Wahr. Sl Kester. Mühe. 
e W. dgl. = 873175 fl. = 175 Fl. Site, 
Südd. Währ. Sid. Währ. Währ. 


bis einſchl. 12 Meilen 
über 12 — 48 = 
uͤber 48 3 


Bezuͤglich der Sendungen uͤber 1000 Thaler, 1500 Fl. Oeſterr. Währ. 
oder 1750 Fl. Suͤdd. Währ. tritt für den dieſe Summe uͤberſteigenden Theil 
der Sendung eine Ermaͤßigung des Werthporto auf die Haͤlfte ein. 


Die Erhebung des Werthporto, beziehungsweiſe deſſen Reduktion in die 
Landesmuͤnze, erfolgt nach Maaßgabe der in Artikel 57, enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen. 


Artikel 60. 


Der Abſender einer nach einem Orte des Vereinsgebietes beſtimmten Sendungen ge 
Fahrpoſt⸗Sendung kann bei der Aufgabe die Beibringung einer Empfangsbeſchei⸗ den Rücſchen. 
nigung des Adreſſaten (Retourrecepiſſe) eke Er hat dafuͤr eine Gebuͤhr 
von 2 Silbergroſchen oder 10 Oeſterr. Neukreuzern oder 6 Kreuzern Suͤdd. 

Da: 11 Gunſten der abſendenden Poſtanſtalt bei der Aufgabe der Sendung 
zu bezahlen. 


Artikel 61. 


: Bei jeder Vereins⸗Poſtanſtalt koͤnnen auf jede andere Vereins⸗Poſtanſtalt Nachnahmen. 
Beträge bis zur Höhe von 50 Thalern oder 75 Fl. Oeſterr. Wahr. oder 
872 Fl. Suͤdd. Wahr. nachgenommen werden. Nachnahmen von Transport⸗ 

Auslagen und Speſen, welche auf Sendungen haften, ſind auch zu einem 
hoͤheren Betrage zulaͤſſig. a 

Dienjenigen Sendungen, auf welchen eine Nachnahme haftet, find Ruͤck⸗ 
ſcheine beizugeben. 

Die Auszahlung des Betrages am Orte der da kann im Allge⸗ 
meinen und ſelbſt bei einer vorſchriftswidrig verzoͤgerten Einſendung des Ruͤck⸗ 
ſcheins nicht eher verlangt werden, als bis der Ruͤckſchein mit der Bemerkung, 

daß die Einloͤſung erfolgt ſei, zuruͤckgekommen iſt. 


(Nr. 5305.) 6* Für 


NER 


a) Oeſterreichiſcher Wahrung 140. Neukreuzer, 
b) Suͤddeutſcher Waͤhrung 1 Kreuzer 


erhoben. 

Eine Vorausbezahlung des Porto und der Gebuͤhr iſt nicht nothwendig; | 
doch kann die Zahlung nicht getrennt erfolgen. N . 87 

Die Gebühr wird erhoben in der Währung des Aufgabe⸗Poſtbezirks. 

Von dem Zeitpunkte an, mit welchem die Gebuͤhr zur gemeinſchaftlichen 
Einnahme gehoͤrt (Art. 69.), wird dieſelbe in der Waͤhrung des Poſtbezirks 
angeſetzt, wo ſie zur Erhebung kommt. 

Fuͤr die Ruͤckſendung oder Nachſendung von Nachnahmeſendungen wird 
die Gebühr: nicht noch einmal angeſetzt. Nachnahmebriefe bis 4 Loth aus⸗ | 
ſchließlich ohne Werthangabe bleiben auch vom Retourporto frei. 

Sendungen, auf denen Nachnahme haftet, ſind ausſchließlich mit der 


Fahrpoſt zu befördern, mit Ausnahme der Falle, wo Vereins-Poſtanſtalten ohne 
Fahrpoſt⸗Expedition beſtehen. | 
| 
1 
f 


Artikel 62. 


Saare Ein Bei jeder Vereins⸗Poſtanſtalt koͤnnen Beträge bis zur Höhe von 50 Tha⸗ 
lungen. lern oder 75 Fl. Oeſterr. Währ. oder 872 Fl. Suͤdd. Währ. zur Wiederaus⸗ 
8 zahlung an einen beſtimmten innerhalb des Vereinsgebietes wohnenden Em⸗ 
pfaͤnger eingezahlt werden. Die Auszahlung erfolgt ſofort nach dem Eingange 
des Briefes oder der Adreſſe bei der Poſtanſtalt des Beſtimmungsortes. tehen 
jedoch die erforderlichen Geldmittel dieſer Poſtanſtalt augenblicklich nicht zur 
Verfuͤgung, jo kann die Auszahlung erſt verlangt werden, nachdem die Be⸗ 
ſchaffung der Mittel erfolgt iſt. f 


: Fuͤr Sendungen mit baaren Einzahlungen wird das Fahrpoſtporto und 
daneben eine Gebuͤhr erhoben, welche a für je 5 Thaler — 1 Silber 
groſchen, für je 5 Fl. Oeſterr. Wahr. — 33 Oeſterr. Neukreuzer und fuͤr je 
5 Fl. Suͤdd. Waͤhr. — 2 Kreuzer. Die Gebuͤhr wird in der Waͤhrung des 
Poſtbezirks angeſetzt, wo dieſelbe zur Erhebung kommt. 


Eine Vorausbezahlung des Porto und der Gebühr ift nicht nothwendig, + 
doch kann die Zahlung nicht getrennt erfolgen. N | 


Die Gebuͤhr iſt auch dann zu entrichten, wenn die Auszahlung des ein⸗ a: 


gezahlten Betrages aus irgend einem Grunde nicht erfolgen kann und das Geld 
dem Einzahlenden zuruͤckgegeben werden muß. 5 


Bei 


r 


% 


Bei Retourſendungen findet eine Erhebung von Porto und Gebuͤhr fuͤr 
den Ruͤckweg nicht ſtatt. Fuͤr die Nachſendung wird nur das Porto — ohne 
die Gebuͤhr — noch einmal angeſetzt. 

Die Befoͤrderung erfolgt mit der Fahrpoſt, mit Ausnahme der Faͤlle, 
wo Vereins-Poſtanſtalten ohne Fahrpoſt⸗Expedition beſtehen. 


Artikel 63. 


Begleitbriefe zu Fahrpoſt⸗Sendungen ſollen in der Regel das Gewicht Vegleitbriefe 
eines einfachen Briefes nicht uͤberſteigen, und werden in dieſem Falle mit be⸗ 
ſonderem Porto nicht belegt. Iſt ein Begleitbrief ausnahmsweiſe 1 Loth oder 
daruͤber ſchwer, ſo wird er mit dem Fahrpoſtporto belegt. 


Bei unbeſtellbaren ſchwereren Begleitbriefen bis zum Gewicht von 4 Loth 
ausſchließlich wird fuͤr die Ruͤckſendung kein Porto erhoben. 


Artikel 64. 


Gehören mehrere Sendungen zu demfelben Begleitbriefe, ſo wird für Mehrere Stücke 
jedes Stuͤck das Gewicht⸗ und eventuell das Werthporto beſonders berechnet. Bealee 
ö Artikel 65. 


Es iſt freigeſtellt, die Sendungen entweder unfrankirt aufzugeben, oder Kants ugs, 
vollftändig bis zum Beſtimmungsorte zu frankiren. N fkteeiheit. 


| Artikel 66. 
Erhebungen an Schein und fonftigen Nebengebuͤhren follen da, wo ſie Nebengebühren. 


beſtehen, über die dermaligen Saͤtze nicht erhöht und neue dergleichen nicht ein- 
gefuͤhrt werden. 


Artikel 67. 


Zurückgehende und weitergehende Sendungen werden, mit den in den Portoberech 
Artikeln 61. 62. 63. bezüglich des Retourporto vorbehaltenen Ausnahmen, wie nung bei Zu. 


rück oder Nace 


Sendungen behandelt und taxirt, welche an dem Orte, von wo aus die Zuruͤck- ſendung. 
ſendung beziehungsweiſe Nachſendung erfolgt, nach dem urſpruͤnglichen Aufgabeorte 
beziehungsweiſe dem neuen Beſtimmungsorte aufgegeben werden. 


Artikel 68. 


Grundſaͤtze: 
1) Die gewöhnlichen Schriften» und Aktenſendungen in reinen Staats⸗ 
Dienſtangelegenheiten (Offizialſachen) von Staats- und anderen oͤffent⸗ 
(Nr. 5305.) lichen 


Ueber Portofreiheit im Vereins⸗Fahrpoſtverkehre gelten die nachſtehenden Portofteiheiten, 
und Porto⸗ 


Ermäßigung. 


3 


Vertheilung der 
Porto- 


Einnahme. 


lichen Behoͤrden des einen Poſtgebietes mit ſolchen Behoͤrden eines 
anderen ſind, auch bei Befoͤrderung mittelſt der Fahrpoſt, portofrei, wenn 
ſie in der Weiſe, wie es in dem Poſtbezirke der Aufgabe fuͤr die Be⸗ 
rechtigung zur Portofreiheit vorgeſchrieben iſt, als Staats ⸗Dienſtſache 
bezeichnet und mit dem Heede verſchloſſen ſind, auch auf der Adreſſe 
die abſendende Behörde angegeben if. Die Werth⸗ und Vorſchuß⸗ 
Sendungen, auch Baarzahlungen der gedachten Behoͤrden ſind im Poſt⸗ 
vereins⸗Verkehre portopflichtig. 


2) Alle Geld- und ſonſtigen Fahrpoſt⸗Sendungen, welche zwiſchen den 
Vereins⸗Poſtbehoͤrden und Poſtanſtalten unter einander im dienſtlichen 
Verkehre vorkommen, mit dem Dienſtſiegel der abſendenden Behoͤrde 
oder Anſtalt verſchloſſen, und als Poſt⸗Dienſtſache und mit dem Namen 
der abſendenden Stelle bezeichnet ſind, werden allſeitig portofrei behandelt. 


3) Fahrpoſt⸗Sendungen jeder Art, welche auf Grund bereits beſtehender, 
zwiſchen Regierungen oder Poſtoerwaltungen abgeſchloſſener Vertraͤge 
vollftändig portofrei von dem Aufgabe⸗ bis zu dem Beſtimmungsorte zu 
befoͤrdern ſind, bleiben auch ferner portofrei. 5 


4) Bezuͤglich der Fahrpoſt⸗Sendungen der Mitglieder der Regentenfamilien 


der Poſtvereins⸗Staaten, ſowie des Fuͤrſtlichen Hauſes Thurn und Taxis, 
verbleibt es bei den bisherigen Grundſaͤtzen. 


5) Alle Fahrpoſt⸗Sendungen anderer Art ſind im Poſtvereins⸗Verkehre vom 


Abgangs⸗ bis zum Beſtimmungsorte portopflichtig. 


Fuͤr Fahrpoſt⸗Sendungen aus dem Heimathslande an die außerhalb 
deſſelben zu Bundeszwecken dislozirten Soldaten vom Feldwebel (Wachtmeiſter) 
abwaͤrts iſt bis zum Gewichte von 6 Pfund einſchließlich und bis zu dem 
Werthe von 20 Rthlen. einſchließlich die Halfte des treffenden Gewicht⸗ und 
Werthporto, jedoch mit Beſchraͤnkung der ermaͤßigten Taxe auf ein Minimum 
von 4 Sgr., in Anſatz zu bringen. 


Artikel 69. 


Die Geſammtporto-Einnahme aus dem Vereins-Fahrpoſtverkehre wird 
unter ſaͤmmtliche Vereinsverwaltungen, welche ein eigenes Fahrpoſtweſen beſitzen, 
vertheilt. Die Gebuͤhren fuͤr Nachnahmen und baare Einzahlungen gehoͤren 
zur gemeinſchaftlichen Einnahme erſt von dem Zeitpunkte an, mit welchem neu 
ermittelte Prozentantheile in Anwendung kommen. Bis zu dieſem Zeitpunkt 
wird die Gebuͤhr fuͤr Nachnahmen von der vorſchußleiſtenden Poſtanſtalt, die 
Be für baare Einzahlungen von der Poſtanſtalt des Beſtimmungsortes 

ezogen. 


Zur Ermittelung des Antheils der einzelnen Verwaltungen an der Ge⸗ 
ſammteinnahme wird unter Zugrundelegung der nachbezeichneten Entfernungs⸗ 
ſtrecken das Porto für ſaͤmmtliche in den Karten vom 6., 11., 16., 21., 26. 


und letzten Tage der zwoͤlf Monate eines Jahres eingetragene portopflichtige 
ir Fahr⸗ 


ran 


Fahrpoft- Sendungen nach dem e des Zuſammentritts der Taxirungs⸗ 
kommiſſion (Art. 70.) gültigen Vereins⸗Fahrpoſttarife, jedoch fir jedes Gebiet 
abgeſondert, berechnet. ö 


Als Entfernungsſtrecken fuͤr jedes einzelne Poſtgebiet werden die direkten 
Entfernungen vom gan sbrte bis zur Grenz⸗Ausgangspoſtanſtalt und von 
der Grenz = Eingangspoftanftalt bis zum Beſtimmungsorte (bei tranſitirenden 
Sendungen von der Grenz⸗Eingangspoſtanſtalt bis zur Poſtanſtalt an der 
Ausgangsgrenze) angeſehen. 5 


Zu den hiernach ermittelten Entfernungen werden je zwei Meilen hinzu⸗ 
gerechnet. 


Da, wo die Grenz⸗Eingangspoſtanſtalt zugleich den Beſtimmungsort, 
beziehungsweiſe die Grenz⸗Ausgangspoſtanſtalt den Aufgabeort bildet, wird die 
Entfernungsſtrecke auf vier Meilen angenommen. 


Die Gebuͤhr fuͤr Nachnahmen wird fuͤr die Verwaltung der vorſchuß⸗ 
leiſtenden Poſtanſtalt, die Gebuͤhr für baare Einzahlungen für die Verwaltung 
der Poſtanſtalt des Beſtimmungsortes in Anſatz gebracht. 


Aus dem Verhaͤltniſſe aller fuͤr die einzelnen Poſtgebiete hiernach ermit⸗ 
telten Portoſummen ergiebt ſich der Prozentſatz, mit welchem jede Verwaltung 
an der Geſammt⸗Fahrpoſteinnahme Theil zu nehmen hat. 


Jede Vereinsverwaltung iſt berechtigt, eine neue Ermittelung der Prozent⸗ 
ſaͤtze herbeizufuͤhren. Sobald das desfallſige Verlangen den übrigen Verwal⸗ 
tungen mitgetheilt iſt, gelten die bis dahin in Kraft geweſenen Prozentſaͤtze nur 
noch für das laufende Quartal. Vom erſten Tage des naͤchſtfolgenden Quar⸗ 
tals an werden diejenigen Prozentſaͤtze maaßgebend, die ſich nach der in Ge⸗ 
maͤßheit der 1 Beſtimmungen zu beſchaffenden neuen Austaxirung 
der Sendungen ergeben haben. Dieſe Austaxirung hat ſich auf das mit dem⸗ 
ſelben Quarkalstage beginnende Jahr zu erſtrecken. Bis die Arbeiten der Tari- 
rungskommiſſion vollendet find, erfolgt, vorbehaltlich Be Ausgleichung, die 
Vertheilung der Fahrpoſt⸗Einnahme vorlaͤufig nach den bis dahin guͤltig ge⸗ 
weſenen Prozentſaͤtzen. 


Das Ergebniß jeder Ermittelung der Prozentantheile bleibt wenigſtens 
zwei Jahre in Kraft: N 


: Die am Schluſſe des Jahres 1860, beſtehenden Prozentſätze bleiben: noch 
bis zum 30. Juni 1861. guͤltig. Fuͤr die Zeit vom 1. Juli 1864. an findet 
nach Maaßgabe der vorſtehenden Beſtimmungen eine neue Ermittelung der 
Prozentſaͤtze ſtatt. N 


Artikel 70. 


Die Ermittelung der Prozentſaͤtze, mit welchen die einzelnen Vereins⸗ Kammiſſon zue 
Verwaltungen an der Geſammt⸗Fahrpoſteinnahme Theil zu nehmen haben, der Pran 
erfolgt durch eine fuͤr dieſen Zweck zeitweilig zuſammentretende Kommiſſion fie. 


(Nr 5305.) Die 


Tranſit⸗Ver⸗ 


hältniſſe. 
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Die Art der Zuſammenſetzung, die Zeit des Zuſammentritts, der Sitz, 


die Leitung, Geſchaͤftsfuͤhrung u. ſ. w. der Kommiſſton wird von den Vereins⸗ 


verwaltangen durch beſondere Verabredung feſtgeſetzt. 
| Artikel 71. 


Tranfitleiftungen bleiben auch bei kuͤnftigen Ermittelungen die Verhaͤltniſſe vor 
dem 1. Juli 1858., wie folche bereits bei Ermittelung der jetzt geltenden Pro- 
gabe beruͤckſichtigt worden ſind, unter nachfolgenden Beſtimmungen maaß⸗ 
gebend: 


1. Diejenigen Strecken, auf denen bis zur genannten Zeit ein Tranſit 
ohne Bezug von Tranſitporto oder Tranſitverguͤtung ſtattgefunden hat, bleiben 
bei Ermittelung der Einnahmeantheile auch kuͤnftig außer Betracht. f 


Hinſichtlich der Berechnung und des Bezuges der Portoantheile für 


2. Diejenigen Strecken dagegen, auf denen das volle Tranſitporto nach 1 


Maaßgabe des Vereinstarifs bezogen und erhoben wurde, kommen bei der 


Taxirung behufs Ermittelung des Prozentſatzes nach ihrer Laͤnge in direkter 


Entfernung auch kuͤnftig zu Gunſten der betreffenden tranſitleiſtenden Verwal⸗ 
tungen in Berechnung. 


3. Fuͤr ſolche Strecken, auf denen ſtatt des vollen Tranſitporto nur eine 
beſtimmte, nach den einzelnen Sendungen bemeſſene Quote deſſelben bezogen 
wurde, iſt der Taxirung für die Prozentſatz-Ermittelung auch nur dieſe Quote 
zum Grunde zu legen. 


4. Fuͤr diejenigen Faͤlle, in welchen fuͤr den Tranſit Abfindungsſummen, 
Pauſchalverguͤtungen u. ſ. w. gezahlt worden ſind, wird feſtgeſetzt: f 

a) daß da, wo der urſpruͤnglichen Bemeſſung dieſer Abfindungsſummen, 

Pauſchalverguͤtungen u. |. w. eine beſtimmte Quote des normalen Tranſit⸗ 


porto nachweisbar zum Grunde liegt, eben dieſe Quote für die Taxirung 
zum Zwecke der Prozentſatz-Ermittelung maaßgebend iſt, N 


daß hingegen N 


b) da, wo für die Abfindungsſummen, Pauſchalverguͤtungen u. ſ. w. eine 
ſolche nachweisbare Grundlage fehlt, waͤhrend der Zeit von zwei Mo⸗ 


naten für die auf der betreffenden Strecke tranſitirenden Fahrpoſt-Sen⸗ 


dungen das normale Tranſitporto zu notiren und auf Grund dieſer No⸗ 
tizen reſp. ihrer Vergleichung mit der ſtipulirten Abfindungsſumme oder 


Pauſchalverguͤtung die entſprechende Quote des normalen Tranſitporto 


zu ermitteln iſt. 


g Die in beiden Faͤllen eintretende Ermittelung des Verhaͤltniſſes iſt durch 

eine Verſtaͤndigung zwiſchen den bei der Benutzung der betreffenden Tranſit⸗ 
ſtrecken betheiligten Poſtverwaltungen feſtzuſtellen und mit einer ſachgemaͤßen 
Dien der Taxirungskommiſſion zum Behufe der Prozentſatz-⸗Ermittelung 
mitzutheilen. N f 


de in 2 


5. Wo | 
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5. Wo in Abſicht auf die Tranfitverhältniffe das Gebiet einer Vereins⸗ 
verwaltung ganz oder theilweiſe dem Gebiete einer anderen Vereinsverwaltung 
zugerechnet wurde, bleibt, mit Ausnahme der unter Nr. 6. gedachten beſonderen 
Falle, auch kuͤnftig dieſes Verhaͤltniß beſtehen, fo daß demnach die letztere Ver⸗ 
waltung das Porto fuͤr diejenigen Strecken eines fremden Bezirks, welche ihr 
bisher ſchon zugerechnet wurden, bezieht, wogegen ſie, nach wie vor, an die be⸗ 
treffende andere Verwaltung die bisherige Verguͤtung zu zahlen hat. 


6. Glaubt eine Vereinsverwaltung, abweichend von den vorſtehenden 
Beſtimmungen, an eine andere Verwaltung fuͤr die Durchfuͤhrung von Vereins⸗ 
ſendungen ohe Anforderungen ſtellen zu koͤnnen, ſo bleibt die Verſtaͤndigung 
hieruͤber den betheiligten Verwaltungen uͤberlaſſen, ohne daß dadurch ein Einfluß 
auf eine veraͤnderte Prozentberechnung geuͤbt wird. 


7. Neue Tranſitſtrecken, welche ſeit dem 1. Juli 1858. zur Benutzung 
gelangt ſind, werden nur dann in Berechnung gezogen, wenn an einem Punkte 
derſelben die Annahme oder Abgabe von Poſtgegenſtaͤnden ſtattfindet. 


Die Berechnung erfolgt alsdann bei der jeweiligen Prozentſatz⸗Ermittelung 
in der Weiſe, daß fuͤr Tranſitſtrecken bis zu einer Laͤnge von zwei Meilen ein⸗ 
ſchließlich die Halfte des erſten Progreſſionsſatzes reſp. des Minimal- oder 
Werthportoſatzes, und fuͤr Tranſitſtrecken von mehr als zwei Meilen das volle 
Porto in Anſatz zu kommen hat, inſofern nicht beſondere Vertragsverhaͤltniſſe 
eine ſolche Berechnung beſchraͤnken oder ausſchließen. 


8. Werden die Transportſtrecken eines Poſtbezirks durch zwiſchenliegendes 
fremdes Vereinsgebiet unterbrochen, fo hat bei der Taxirung behufs der Pro⸗ 
zentſatz Ermittelung eine Zuſammenrechnung der einzelnen ſolchergeſtalt unter⸗ 


brochenen Transportſtrecken ſtattzufinden, inſofern nicht das zwiſchenliegende 


Gebiet in Abſicht auf den Tranſit dem Gebiete zugerechnet wird, dem die ge⸗ 
trennten Transportſtrecken angehören. 


d 9. Der interne Tranſit, d. h. die Befoͤrderung von internen Sendungen 
zwiſchen verſchiedenen Theilen eines und deſſelben Poſtbezirks im Tranſit durch 
fremdes zwiſchenliegendes Vereinsgebiet wird durch die Feſtſetzungen uͤber das 
Vereins⸗Fahrpoſtweſen in keiner Weiſe beruͤhrt, vielmehr bleiben die betreffenden 
Vertraͤge, ſoweit fie ſich auf den internen Tranſit erſtrecken, unverändert in Kraft. 


Das Porto fuͤr dergleichen interne Sendungen, welche durch fremdes 
Vereinsgebiet tranſitiren, gelangt nicht zur gemeinſchaftlichen Vertheilung. Alle 
dieſen internen Tranſit, ſowie den etwa damit verbundenen Tranſit von Ver⸗ 
einsſendungen betreffenden Verhaͤltniſſe bleiben, nach wie vor, der freien Ver⸗ 
einbarung der betheiligten Poſtverwaltungen uͤberlaſſen; durch dergleichen Ver⸗ 
ungen darf aber das Verhaͤltniß dem Vereine gegenuber nicht alterirt 
werden. ö = 


Artikel 72, 


Jede Vereinsverwaltung weiſt die von ihren Poſtanſtalten für den Ver: 
Jahrgang 1861. (Nr. 5305.) 7 ein 


Abrechnung. 


W 


ein erhobenen Fahrpoſt⸗Porto⸗ und Frankobetraͤge durch Aufſtellungen nach, 
welche ſich die Rechnungsbehoͤrden der mit einander in Kartenwechſel ſtehenden 
Vereins⸗Poſtanſtalten gegenfeitig zur Prüfung und Anerkennung zuſenden. 


Verwaltungen zu wählenden Vereinsverwaltung zuſammengeſtellt. Dieſelbe 
hat nach Maaßgabe der Prozentſaͤtze, welche von der Kommiſſion (Artikel 70.) 
feſtgeſtellt ſind, den wirklichen Antheil jeder Verwaltung an der Geſammt⸗ 
Fahrpoſteinnahme zu ermitteln, und unter Mittheilung des Rechnungsabſchluſſes 
an 1 Vereins⸗Poſtverwaltungen die erforderliche Saldirung herbei⸗ 
zufuͤhren. 


Ueber den Abrechnungsmodus, die Kontrole der Einnahmenachweiſungen, 
die Reviſion der Karten ꝛc. werden zwiſchen den Vereins-Poſtverwaltungen be⸗ 
ſondere Ausfuͤhrungsbeſtimmungen vereinbart. i 


Artikel 73. 


Albrechnung Das Porto für unanbringliche Fahrpoft- Sendungen trägt zunaͤchſt die⸗ 
e See jenige Verwaltung, nach deren Gebiet dieſe Sendungen zuruͤckgekommen ſind. 


u Dagegen bleibt diefer Verwaltung der Erloͤs aus dem Verkaufe der in 


den Sendungen enthaltenen Gegenſtaͤnde uͤberlaſſen. 


Deckt der Erloͤs das Porto und die ſonſtigen Koſten nicht, ſo ſteht es 
der betreffenden Verwaltung frei, den ungedeckten Betrag zu liquidiren. Die 
Liquidation wird von einer andern Vereinsverwaltung beſcheinigt und der Be⸗ 
trag von der gemeinſchaftlichen Fahrpoſt⸗Einnahme in Abzug gebracht. 


Artikel 74. 


Porte Nice —Niedergeſchlagenes oder zurückgezahltes Porto wird in derſelben Weiſe 
ſchlagung. liquidirt, beziehungsweiſe der betheiligten Verwaltung erſtattet, wie dies im vor⸗ 
hergehenden Artikel bezuͤglich der ungedeckt gebliebenen Portobetraͤge fuͤr unan⸗ 

bringliche Sendungen vorgeſehen iſt. 


Iſt eine Poſtverwaltung durch geſetzliche oder adminiſtrative Beſtimmun⸗ 
gen zur Niederſchlagung oder Ruͤckzahlung eines Portobetrages veranlaßt, ſo 
ſoll die Beſcheinigung der Liquidation in Bezug auf die Nothwendigkeit der 
Niederſchlagung nicht beanſtandet werden. 


Artikel 75. 


Gewahrleſtung. Fuͤr den Verluſt oder die Beſchaͤdigung der zur Poſtbefoͤrderung vor⸗ 
i ſchriftsmaͤßig uͤbergebenen Sendungen, mit alleiniger Ausnahme des durch Krieg 


Die Ergebniſſe dieſer Nachweiſungen werden von einer durch die ubrigen 5 


—— ————k— 
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ode 


oder unabwendbare Folgen von Naturereigniſſen herbeigefuͤhrten Schadens, 
wird nach Maaßgabe der folgenden Beſtimmungen Erſatz geleiſtet: 


1. Dem Abſender bleibt es freigeſtellt, den Werth der Sendung ent⸗ 
1 15 nach dem wahren Werthe, oder nur theilweiſe oder gar nicht zu de⸗ 
ariren. f a 


Iſt bei der Aufgabe eine Werthsdeklaration erfolgt, fo iſt dieſelbe bei 
der Feſtſtellung des von Seiten der Poſtverwaltung in Verluſt⸗ oder Beſchaͤdi⸗ 
gungsfaͤllen zu leiſtenden Erſatzes maaßgebend. f 


Beweiſt jedoch die Poſtverwaltung, daß die Deklaration den wahren 
Werth der Sache uͤberſteigt, ſo hat ſie nur den letzteren zu erſetzen. 


Vermag dagegen der Reklamant den Nachweis zu erbringen, daß und 
um wie viel der wirkliche Werth des Inhalts der Sendung die Werthsdekla⸗ 
ration uͤberſtiegen habe, ſo iſt im Falle eines theilweiſen Verluſtes (Abgangs) 
oder einer Beſchaͤdigung der Theil des wirklich erlittenen Schadens zu erſetzen, 
welcher ſich nach dem Verhaͤltniſſe ergiebt, in welchem der deklarirte Werth 
der Sendung zu dem wirklichen ſteht. c 


Die Werthsdeklaration ſoll in der Landeswaͤhrung des Aufgabebezirks 
erfolgen; der abſendenden Poſtanſtalt gegenuͤber haben die anderen Poſtverwal⸗ 
tungen nur die in jener Landeswaͤhrung angegebene oder darauf reduzirte Summe 
zu vertreten. 


Die Werthsdeklaration ſoll bei Sendungen mit Begleitbriefen ſowohl 
auf dem Begleitbriefe, als auf der Sendung ſelbſt, angegeben ſein. Wenn 
aber der Werth einer zur Poſtbeföͤrderung angenommenen Sendung nur 
auf dem Begleitbriefe und nicht auch auf der Sendung ſelbſt angegeben ſein 
ſollte, fo uͤbt dieſes auf die Erſatzleiſtung keinen Einfluß. Daſſelbe gilt von 
dem Falle, wo die Werthsdeklaration zwar nur auf der Sendung ſelbſt, nicht 
auch auf dem Begleitbriefe enthalten iſt, die Sendung aber gleichwohl zur Poſt⸗ 
beförderung angenommen und entweder dem Aufgeber eine Beſcheinigung uͤber 
eine geſchehene Werthangabe ertheilt oder die Sendung mit dem fraglichen 
Werthe in die Poſtbuͤcher eingetragen worden iſt. Iſt der Werth einer Sen⸗ 
dung nicht uͤbereinſtimmend auf Begleitbrief und Sendung angegeben, ſo iſt 
die Werthangabe auf dem Begleitbriefe fuͤr Portoberechnung und Erſatzleiſtung 


entſcheidend. 


Die Poſtanſtalt, welche eine nicht mit der vorſchriftsmaͤßi en Werths⸗ 
deklaration verſehene Sendung, fuͤr welche gleichwohl nach dem 2 orhergehen⸗ 
den zu haften ſein wuͤrde, annimmt, hat fuͤr die Nachholung des Erforderlichen 
zu ſorgen, widrigenfalls ſie fuͤr alle aus der Behandlung des Stücks als Sen⸗ 
dung ohne Werkhangabe hervorgehenden. Nachtheile verantwortlich iſt. { 


Findet ſich in einer wegen beſchaͤdigter Emballage unterwegs von einer 
Poſtanſtalt anderweit verpackten Sendung ein die Deklaration uͤberſteigender 
Werthinhalt vor, fo bleibt fuͤr die Haftung der Poſt die Deklaration des Ab⸗ 
ſenders maaßgebend. s 
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2. Beim Verluſte von nicht deklarirten Sendungen oder beim Abgang 
an denſelben wird ein Erſatz von 10 Silbergroſchen oder 50 Neukreuzern 
Oeſterr. Waͤhr, oder 30 Kreuzern Suͤdd. Waͤhr. für jedes abhanden gekom⸗ 
mene Pfund oder den Theil eines Pfundes geleiſtet. Bei Beſchaͤdigungen nicht 
deklarirter Sendungen wird der wirklich entftandene Schaden, jedoch nur bis 


zu dem Maximalbetrage von 10 Silbergroſchen oder 50 Neukreuzern Oeſterr. 
Wahr. oder 30 Kreuzern Suͤdd. Wahr. für jedes beſchaͤdigte Pfund erſtattet. 


. 3. Fuͤr Beſchaͤdigungen oder Abgang am Inhalte einer Sendung haben 
die Poſtverwaltungen nur dann zu haften, wenn eine vorhandene aͤußerlich er: 
kennbare Beſchaͤdigung in unzweifelhaftem Zuſammenhange mit der vorhande⸗ 
nen inneren Beſchädigung beziehungsweiſe dem Abgange ſteht. 


Außer dieſem Falle tritt die Haftpflicht einer Poſtverwaltung nur dann 
ein, wenn ihr ein beſonderes Verſchulden und die geſchehene Auflieferung eines 
unbeſchaͤdigten Inhaltes, ſowie deſſen gehoͤrige Verpackung vollſtaͤndig nachge⸗ 
wieſen wird. 


Die ohne Erinnerung geſchehene Annahme einer Sendung oder die Em⸗ 
pfangsbeſcheinigung des Adreſſaten begruͤndet bis zum Gegenbeweiſe die Ver⸗ 
muthung fuͤr den unverſehrten Zuſtand der Sendung. N 


4. Für einen durch verzögerte Beförderung entſtandenen Schaden leiſtet 

die Poſtverwaltung innerhalb der fuͤr den Verluſtfall gezogenen Grenzen nur 

dann Erſatz, wenn die Verſpaͤtung nachweislich durch das Verſchulden der 
Poſt herbeigefuͤhrt und die Sache dadurch in ihrer Subſtanz verdorben iſt. 


5. Fuͤr Verluſte und Beſchaͤdigungen, welche auf dem Transporte durch 
eine dem Vereine nicht angehoͤrige Befoͤrderungsanſtalt eintreten, findet ein 
Erſatzanſpruch, den Vereins⸗Poſtverwaltungen gegenuͤber, nicht ſtatt. Dagegen 
haben bei diesfallſigen Reklamationen zunaͤchſt diejenigen Poſtanſtalten, von 
welchen die Sendungen unmittelbar dem Auslande zugefuͤhrt worden ſind, den 
Aufgeber zu vertreten, und demſelben, falls ihre Bemuͤhungen erfolglos bleiben 
ſollten, alle vorliegenden Mittel (Urkunden uͤber die Ablieferung der Sen⸗ | 
dung u. |. w.) an die Hand zu geben, welche ihn in den Stand ſetzen koͤnnen, 
ſeine 19 5 der auslaͤndiſchen Befoͤrderungsanſtalt gegenuͤber ſelbſt weiter 
zu verfolgen. =, 


6. Den Parteien gegenüber liegt die Erſatzpflicht derjenigen Poſtverwal⸗ 
tung ob, welcher die Poſtanſtalt der Aufgabe angehört. jenigen Poſtver 


8 Der Erſatzanſpruch iſt von Seiten des Abſenders, und nur ſofern dieſer 
nicht zu ermitteln iſt, oder die Verfolgung ſeines Anſpruchs dem Adreſſaten 
zuweiſt, von letzterem zu erheben. 


Der Erſatz kann gegenüber der Poſtverwaltung nur innerhalb eines hal- 
ben Jahres, vom Tage der Aufgabe an gerechnet, beanſprucht werden. 5 


7. Der den Erſatz leiſtenden Verwaltung bleibt es uͤberlaſſen, eintreten 
* 8 d den 


den Falles den Regreß an diejenige Verwaltung zu nehmen, in deren Bezirk 
der Verluſt oder die Beſchaͤdigung entſtanden iſt. Es gilt hierfür. bis zur Fuͤh⸗ 


rung des Gegenbeweiſes diejenige Poſtverwaltung, welche die Sendung von 
der vorhergehenden Verwaltung unbeanſtandet uͤbernommen hat, und weder die 
Ablieferung an den Adreſſaten, noch auch in den betreffenden Faͤllen die un⸗ 


beanſtandete Ueberlieferung an die nachfolgende Vereins-Poſtverwaltung nach⸗ 


zuweiſen vermag. 


Von der Beſtimmung, daß mit der unbeanſtandeten Uebernahme die 
Haftpflicht auf die uͤbernehmende Verwaltung uͤbergeht, tritt in dem Falle eine 
Ausnahme ein, wo es ſich um eine Spoliation oder Beſchaͤdigung handelt, 
welche ohne eine leicht wahrnehmbare Verletzung der Emballage oder des Ver⸗ 
ſchluſſes, ſowie ohne Herbeifuͤhrung einer Gewichtsdifferenz veruͤbt worden iſt, 
und deren Entſtehung nicht hat ermittelt werden koͤnnen. In dieſem Falle 
haben die betheiligten Verwaltungen zu dem Schadenerſatze in einem noͤthigen⸗ 
falls durch Schiedsrichterſpruch (ſ. Nr. 8.) feſtzuſtellenden Verhaͤltniſſe bei⸗ 
zutragen. 5 


8. Koͤnnen bei Reklamationsfaͤllen die betheiligten Verwaltungen ſich 
daruͤber nicht einigen, ob den ermittelten Umſtaͤnden nach angenommen werden 
koͤnne, daß die Beſchaͤdigung oder der Abgang ſtattgefunden, waͤhrend ſich die 
Sendung in den Haͤnden der Poſt befunden, dem Reklamanten alſo uͤberhaupt 
ein Erſatz zu gewaͤhren ſei, oder daruͤber, ob und in welchem Maaße die eine 
oder die andere Poſtverwaltung den Erſatz zu leiſten, beziehungsweiſe dazu bei⸗ 
zutragen hat, ſo kann auf eine ſchiedsrichterliche Entſcheidung provozirt wer⸗ 
den. Dieſe hat ſich zunaͤchſt, ſofern auch dieſer Punkt noch ſtreitig, darauf zu 
beziehen, ob im konkreten Falle dem Reklamanten uͤberhaupt ein Erſatz zu ge⸗ 
währen fei, ſodann aber auch darauf, welche von den betheiligten Verwaltun⸗ 
gen 05 mit welchen Betraͤgen ſie zu dem zu gewaͤhrenden Erſatz beizutra⸗ 
gen haben. 5 


Das Schiedsgericht wird in einem ſolchen Falle, abweichend von den 
Beſtimmungen des Artikels 78., in der Weiſe gebildet, daß jede der betheilig- 
ten Verwaltungen eine andere Verwaltung bezeichnet, die ſaͤmmtlichen benann⸗ 
ten Verwaltungen aber eine dritte Verwaltung wählen, welche das Schieds⸗ 
richteramt zu verſehen hat. Falls ſich die benannten Verwaltungen uͤber die 
zu waͤhlende dritte Verwaltung nicht einigen koͤnnen, ſo hat jede derſelben 
F zu bezeichnen und zwiſchen dieſen das Loos zu ent⸗ 
ſcheiden. 


In Fallen jedoch, wo es ſich um einen Erſatzbetrag bie zwanzig Thaler 
einſchließlich handelt und wo die Verwaltungen des Aufgabe und Beſtimmungs⸗ 
ortes einverſtanden ſind, daß eine gemeinſchaftliche Erſatzleiſtung erfolgen ſoll, 
findet eine Berufung an ein Schiedsgericht nicht ſtatt, und iſt die Entſchaͤdigung 
11 ſaͤmmtlichen beim Transporte betheiligten Verwaltungen zu gleichen Thei⸗ 
en zu tragen. 2 


9. Die vorſtehenden Beſtimmungen finden Anwendung auf alle zwifchen 
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zwei Vereins⸗Poſtbezirken gewechſelten Fahrpoſt⸗Sendungen, ohne Unterſchied, 
‘ob der Verluſt im Poſtbezirk der Aufgabe, oder im Bezirke einer anderen Poſt⸗ 
verwaltung ſtattgefunden hat, und ohne Ruͤckſicht darauf, ob in den betreffen⸗ 


den Bezirken fuͤr die innerhalb derſelben befoͤrderten Sendungen abweichende 
Vorſchriften beſtehen. 


D. Allgemeine Beſtimmungen. 


Artikel 76. 


Außere Bor In Bezug auf die äußere Beſchaffenheit und Behandlung der Poſtſen⸗ 
Elena u dungen bei der Auf⸗ und Abgabe und bei der Weiterſpedition gelten für den 
Poſtſendungen. Vereins⸗Poſtverkehr die zwiſchen den Vereinsverwaltungen verabredeten befon- 
i deren Reglements und Inſtruktionen. Soweit in dieſen beſondere Beſtimmun⸗ 
gen nicht getroffen ſind, finden die internen Vorſchriften der einzelnen Poſt⸗ 
bezirke Anwendung. 


Artikel 77. 
Verfügungs.⸗ Der Abſender iſt befugt, uͤber die der Poſtanſtalt zur Befoͤrderung uͤber⸗ 


hf dee, Ab, gebenen Sachen fo lange auf feine Koſten zu verfügen, als ſolche nicht an den 


von ihm bezeichneten Empfaͤnger uͤbergeben worden ſind. 


Artikel 78. 


Schiedsrichter. Sollten über die Anwendung einer Beſtimmung des Vereinsvertrages 

e Irrungen entſtehen, welche ſich nicht durch gegenfelige Verſtaͤndigung aus⸗ 

gleichen, fo ſoll daruͤber eine ſchiedsgerichtliche Entſcheidung, welcher ſich die 

ſaͤmmtlichen Poſtverwaltungen zum Voraus unterwerfen, in der Weiſe herbei⸗ 

gefuͤhrt werden, daß in dem einzelnen Falle jede Partei eine unbetheiligte Poſt⸗ 

adminiſtration aus dem Vereine zum Schiedsrichteramte waͤhlt und dieſe beiden 

Schiedsrichter ſodann eine dritte unbetheiligte Vereins⸗Poſtverwaltung ſich zu⸗ 

geſellen. Falls die beiden Schiedsrichter uͤber die ihnen zuzugeſellende Verwal⸗ 

kung ſich nicht vereinigen konnen, fo hat jeder derſelben eine Verwaltung zu 
bezeichnen und zwiſchen dieſen das Loos zu entſcheiden. 


Deere 


mer 


Artikel 79, 


Ausbildung des Die weitere Ausbildung des Vereins und Einführung allgemeiner Ver⸗ 
Vereins. beſſe⸗ 


befferungen, Gleichheit der Geſetzgebung, der Reglements und Inſtruktionen iſt 
dem zeikweiſen Zuſammentritte der Deutſchen Poſtkonferenz vorbehalten. 

Dieſe Konferenz wird aus Bevollmaͤchtigten aller Poſtoerwaltungen ge⸗ 
bildet, welche Mitglieder des Deutſchen Poſtvereins ſind. 

Jede der gedachten Poſtverwaltungen hat das Recht, zur Poſtkonferenz 
einen eigenen Bevollmaͤchtigten abzuordnen, oder den Bevollmaͤchtigten einer 
anderen Verwaltung mit der Wahrnehmung ihrer Intereſſen und der Stimm⸗ 
fuͤhrung zu betrauen. Ein Bevollmaͤchtigter darf jedoch nicht mehr als zwei 
Stimmen fuͤhren, ſo daß derſelbe außer der eigenen Verwaltung nur noch eine 
zweite vertreten kann. 


Mit dieſer Beſchraͤnkung iſt auch die Uebertragung der Stimme von 
einem Abgeordneten auf den anderen im Fall etwaiger Behinderung zulaͤſſig. 
bb Stimmeneinhelligkeit erfordern alle Beſchluͤſſe, welche zum Gegenſtande 
aben: 

1) die Dauer und den Umfang des Vereins, 
2) eine Veraͤnderung des Vereinstarifs, und was dahin gehoͤrt, insbeſon⸗ 

dere auch der Tranſit⸗ und ſonſtigen Gebühren, . 

3) den Bezug und die Theilung des Porto, ä 

4) die direkte Einwirkung des Vereins auf die interne Poſtgeſetzgebung der 
einzelnen Vereinsgebiete, = 

5) die Portofreiheiten, 

6) die getroffenen Verabredungen uͤber die Verhaͤltniſſe mit fremden Laͤn⸗ 
dern, und 

7) die ſchiedsrichterliche Entſcheidung uͤber die bei Anwendung einer Be⸗ 
ſtimmung des Vereinsvertrages entſtandenen Irrungen. 

In allen minder wichtigen Faͤllen genuͤgt die abſolute Majoritaͤt. 

Sowohl bei Beſchluͤſſen mit Stimmeneinhelligkeit, als bei ſolchen nach 
abſoluter Majoritaͤt, bleibt die hoͤchſte Ratifikation vorbehalten; bei Gegenſtaͤn⸗ 
den reglementariſcher Natur bedarf es jedoch lediglich der durch abſolute Stim⸗ 
menmehrheit zu treffenden Vereinbarungen der Vereins verwaltungen. f 


Artikel 80. 


Die Ratifikationen des gegenwärtigen Vertrages werden bis zum 30. No- Katifitation 
vember 1860. erfolgen. und Dauer des 


Vertrages. 
Der Vertrag tritt mit dem 1. Januar 1861. in Wirkſamkeit. Derſelbe : 
bleibt bis zum Schluffe des Jahres 1870. und von da ab ferner unter Vor⸗ 
behalt einjaͤhriger Kuͤndigung in Kraft. a 
(Nr. 5305.) Vom 
* 


Vom 1. Januar 1861. an treten der revidirte Poſtoereins⸗Vertrag vom 


5. Dezember 1851. und die Nachtragsvertraͤge vom 
vom 26. Februar 1857, außer Wirkſamkeit. 


Frankfurt a. M., den 18. Auguſt 1860. 


Fuͤr Oeſterreic h. (L. 
Menne (L. 
Bgy en (L. 
grhlen EN (L. 
BORD en (L. 
Württemberg. ......- (L. 
ala ee (L. 
eng 
Braunſchweig (L. 
Mecklenburg⸗Schwerin CL. 
Mecklenburg⸗Strelitz. CL. 
Oldenburg (L. 
eee (L. 
Meet (L. 
Hains (L. 
Thurn und Taxis... CL. 

(L. 


Max Loͤwenthal. 


Carl Adolph Metzner. 


Joſeph Baumann. 


Anton v. Zahn. 

Georg Dieterichs. 
Friedrich Honold. 
Hermann Zimmer. 


Friedrich Carl Auguſt Ribbentrop. 
Heinrich v. Pritzbuer. N 
Heinrich v. Pritzbuer, 

vi substitutionis. 
Johann Theodor Gieske. 
Hermann Lingnau. 
Heinrich Wilhelm Bartſch, Dr. 
Carl Guſtav Hencke. 
Ludwig Bang, Dr. 
Georg Wilhelm Meyer. 


z 


Vorſtehender Vertrag wird, nachdem derſelbe ratifizirt worden, hierdurch 4 


zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 24. Dezember 1860. 


Der Miniſter für Handel, Ge⸗ Der Miniſter der auswärtigen 4 


v. d. Heydt. 


werbe und öffentliche Arbeiten. 


Angelegenheiten. 
v. Schleinitz. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). . 


3. September 1855. und 


